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Eüdilawien und Volen 


Die politiſchen Ereigniffe, die ſich während der letzten Monate in Südoſteuropa abge: 
ſpielt haben und in deren Mittelpunkt Südſlawien ſteht, haben der Preſſe des In⸗ und 
Auslandes verſchiedentlich Anlaß gegeben, die Grundlinien der ſüdſlawiſchen 
mit denjenigen der polniſchen Außenpolitik in Parallele zu 
ſtellen. Bei der weitgehenden Verſchiedenheit der politiſchen Umwelt, in die die beiden 
Staaten hineingeſtellt ſind, läßt ſich von einer wirklichen Parallelität ihrer Außenpolitik 
natürlich kaum ſprechen. Doch weiſen die Methoden, wie ſie ſich aus dem Zwange der 
anorganiſchen Machtkonſtruktion, in die ſie durch die Pariſer Vorortdiktate hineingepreßt 
wurden, zu löſen verſuchen, eine gewiſſe Aehnlichkeit auf. Wie ſeiner Zeit Polen den 
von Barthou und Litwinow vorgeſchlagenen Sſtpakt abgelehnt hat, fo hat jetzt auch 
Südſlawien dem von fag ſcher Seite propagierten Plane einer Erweiterung der 
gegenſeitigen Beiſtandsverpflichtungen der Kleinen Entente ſeine Zuſtimmung verſagt. 
Und wie ſich Polen ſeiner Zeit durch die Nichtangriffspakte mit der Sowjetunion und 
dem Deutſchen Reiche eine größere Handlungefreiheit gegenüber Frankreich zu ſchaffen 
gewußt hat, fo hat auch Südſlawien jetzt feine Grenzen durch die Pakte mit 
Bulgarien und Italien zu entlaſten verſtanden. 

In Polen ift dieſe ſüdöſtliche Entwicklung mit einiger Befriedigung feſtgeſtellt worden, 
weil fie die tſchechiſche Pofition im Südeſten zn en die prat⸗ 
tiſche Bedeutung der Kleinen Entente zu mindern und den weiteren Einbruch der ſowje⸗ 
tiſchen Politik nach Mitteleuropa zu hemmen verſpricht. Daran aber iſt Polen um fo 
mehr intereſſiert, als die Zuſammenarbeit zwiſchen Moskau und Prag nicht nur die 
polniſchen Erpanfionspläne im öſtlichen Mitteleuropa durchkreuzt, ſondern letzten Endes 
den territorialen Beſitzſtand des polniſchen Staates bedroht. Die Rückwirkungen dieſer 
Zuſammenarbeit find in letzter Zeit in dem Buche eines kſchechiſchen Politikers, des ehe⸗ 
maligen Geſandten in Bukareſt, Seba, mit großer Offenheit und — von Prag aus 
aefehen — mit zwingender Logif dargelegt worden. Seba hat in feinem Buche „Sowjet⸗ 
rußland und die Kleine Entente in der Weltpolitik“ (das als das tſchechiſche Gegenſtück 
zu dem polniſchen Buch von Studnicki „Polen im Syſtem der europäiſchen Politik“ auf⸗ 
gefaßt werden kann) die Sicherung der militäriſchen Zuſammenarbeit 
zwiſchen Prag und Moskau durch die Abtrennung ſoſtgaliziſcher 
Gebietsteile vom polniſchen Staate gefordert. 

Solange es nicht gelingt, Prag von derartigen, für Polen bedrohlichen Abſichten abzu⸗ 
bringen, hat Warſchau allerdings allen Grund, jede N gutzuheißen und, wenn 
möglich, zu fördern, die geeignek iſt, die Tſchecho⸗ Slowakei in Mitteleuropa zu ifolieren. 
Daher die betonte Pflege freundſchaftlicher Beziehungen zum reviſioniſtiſchen Ungarn. 
Daher die Bemühungen, die Spuren der ſowjetfreundlichen Haltung, die Titulescu in der 
rumäniſchen Außenpolitik hinterlaſſen hat, zum Verſchwinden zu bringen. Daher auch 
die Iinterſtützung jener ſlowakiſchen Kreiſe, die in Oppoſition zu der Prager Außenpolitik 
ſtehen. Ulnd daher ſchließlich auch die Genugtuung, die Polen jetzt über die außen⸗ 
politiſchen Selbſtändigkeitsregungen Belgrads empfindet. Zweifellos bedeuten die Pakte 
Südſlawiens mit feinen Nachbarn eine weitere Lockerung der Kleinen 
Entente. Belgrad hat dasſelbe Recht, von dem Prag im vergangenen Jahre beim 
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Abſchluß feines Bündniſſes mit Moskau Gebrauch gemacht hat, auch für fich in Anſpruch 
genommen, nämlich das Recht über die Köpfe der anderen Mitglieds: 
ſtaaten hinweg eine eigene Außenpolitik zu betreiben. Noch mehr: 
Belgrad hat, wie es ſcheint, bis zu einem gewiſſen Grade die Einheitsfront 
gegen Ungarn durchbrochen und damit gegen den eigentlichen Sinn dieſes auf 
der Moral von Trianon beruhenden politiſchen Zweckverbandes verſtoßen. Es ſind zwar 
vorerſt keine pofitwen Anhaltspunkte für eine ſolche Annahme vorhanden; auch hat 
Belgrad die letzte Tagung der Außenminiſter der Kleinen Entente und den anſchließenden 
Beſuch des tſchechiſchen Staatspräſidenten Beneſch dazu benutzt, um den Bundesgenoſſen 
fein grundſätzliches Feſthalten an der antireviſioniſtiſchen Front zu verſichern. 

Es ſcheint aber, daß Italien im eigenen Intereſſe (und natürlich nicht gegen den 
Willen Belgrads) auf Budapeſt im Sinne eines ungariſchen Repiſions⸗ 
verzichtes gegenüber Südſlawien eingewirkt hat. Der mögliche 
Erfolg einer ſolchen italieniſchen Einwirkung aber bedeutet, daß für Südſlawien die 
Urſprungsgründe der Kleinen Entente hinfällig werden; und er bedeutet vorausſichtlich 
weiter, daß ſich der ungariſche Reviſionismus (dem gegen Südſlawien ja ohnehin die 
völkiſchen Grundlagen fehlen) mit verſtärktem Nachdruck gegen die anderen Gewinner 
von Trianon wendet, vor allem natürlich gegen den in feinem ſlowakiſchen Korridor 
beſonders empfindlichen tſchechiſchen Nachbarn. Für Polen kann das nur angenehm fein. 
Denn — was das offizielle Warſchau auch gegen das oben erwähnte Buch von Studnicki 
einwenden mag — zu den großen Zielen der polniſchen Politik gehört die gemein: 
ſame Grenze mit Ungarn, ebenſo wie die gemeinſame Grenze mit 
der Sowjetunion nicht erſt ſeit dem Buch von Seba zu den Zielen der tſchechiſchen 
Außenpolitik zählt. 

Paris hat auf die Pakte Stojadinowitſchs ähnlich reagiert wie ſeiner Zeit auf die 
Gewaltverzichtspakte Becks. Es ſieht ſich noch einmal und diesmal in dringlicherer Weiſe 
als vor drei Jahren vor die Frage geſtellt, ob es die Selbſtändigkeitsregungen ſeiner 
Bundesgenoſſen im öſtlichen Mitteleuropa wieder mit einer Verſtärkung ſeiner Bindungen 
an Moskau beantworten oder dieſe Regungen ſchonend behandeln und durch ein langſames 
Abrücken von Moskau die alten Verbündeten wieder feſter an ſich heranziehen ſoll. Von 
der Entſcheidung, die Paris in dieſer für ganz Europa bedeutſamen Angelegenheit trifft, 
hängt nicht nur die Zukunft der Kleinen Entente, ſondern auch die künftige Geſtaltung 
des polniſch⸗tſchechiſchen Verhältniſſes ab. 


Von den deutſchen Ortsnamen in Polen 


Eine polniſche Verordnung 


Am 24. Oktober 1934 wurde durch eine Verordnung des polniſchen Staatspräſidenten 
beſtimmt, daß Ortsnamen „im öffentlichen Gebrauch“ nur in ihrer polniſchen Verſion 
gebraucht werden dürften. Schon damals vertrat die polniſche Preſſe den Standpunkt, 
daß es auf Grund dieſer Verordnung den deutſchen Zeitungen in Polen 
nicht mehr erlaubt ſei, die in Polen gelegenen Orte mit ihren deutſchen Namen 
zu nennen. Und tatſächlich wurden die „Kattowitzer Zeitung“ und der „Oberſchleſiſche 
Kurier“ wegen des Gebrauchs deutſcher Ortsnamen mehrfach beſtraft, obwohl durch den 
Artikel 134 der Genfer Konvention der Gebrauch der deutſchen Sprache, alſo auch des 
deutſchen Ortsnamengutes, garantiert worden war. Kürzlich iſt nun vom polniſchen 
Innenminiſter auf Grund der Verordnung von 1934 im „Monitor Polſki“ eine vom 
28. Februar 1937 datierte Liſte der in der Wojewodſchaft Schleſien 
gelegenen Orte veröffentlicht werden, deren deutſche Bezeichnungen 
„im öffentlichen Gebrauch“ verboten ſein ſollen. Durch dieſe Bekanntmachung haben 
ſich die deutſchen Zeitungen der Wojewodſchaft Schleſien zunächſt gezwungen geſehen, bei 
Ortsangaben die polniſchen Namensformen zu bringen. Zwei Tage ſpäter haben ſie 
jedoch wieder die deutſchen Namen anwenden können. 

Es erſcheint angebracht, einige Bemerkungen zu dieſer Grage zu machen. Es ſoll nicht 
unterſucht werden, aus welchen Gründen der Rückzug der polniſchen Behörden erfolgt iſt. 
Die Vorſchrift des Genfer Abkommens mag hier mitgeſpielt haben. Es iſt aber auch 
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anzunehmen, daß die Leiter der polniſchen Volksſplitter in Deutſchland fich für die Rüd- 
gängigmachung der Maßnahme eingeſetzt haben. Denn die in Deutſchland 
erſcheinenden polniſchen Blättchen bedienen ſich durchweg und 
ausnahmslos polniſcher Bezeichnungen für reichsdeutſche Orte. 
Sie ſchreiben niemals Allenſtein, Leipzig, Breslau, Beuthen, Marienburg, Marienwerder 
uſw., ſondern immer Olsztyn, Lipsk, Wroclaw, Malbork, Kwidzyn, uſw. Sie denken 
auch gar nicht daran, ſich der deutſchen Namen zu bedienen, die (in Uebereinſtimmung 
mit dem Volkswillen und der nationalen Zugehörigkeit der Bevölkerung) für fremd⸗ 
klingende und unvperſtändlich gewordene Ortsnamen in Oberſchleſien und in Oſtpreußen 
eingeführt worden ſind. Sie gehen noch weiter: Sie gebrauchen auch für manche Städte 
Weſt⸗ und Süddeutſchlands, wie Aachen, München uſw., polniſche Namensformen: 
Akwizgran, Monachium uſw. Sie ſchreiben auch nicht „Hindenburg“, obwohl dieſer Ort 
als Stadt niemals anders geheißen hat und mit dem Dorf Zabrze nicht identiſch iſt. 
Es iſt felbftverftändlich, daß das Verbot des Gebrauchs der deutſchen Ortsnamen für die 
deutſche Preſſe in Polen automatiſch ein Verbot der Verwendung polniſcher Ortsnamen 
für die polniſchen Blättchen im Deutſchen Reiche hervorrufen muß. Uleber dieſe Aus⸗ 
wirkung der Warſchauer Maßnahmen ſcheinen ſich die Leiter der polniſchen Volksplitter 
im Klaren geweſen zu ſein. Sie verlieren ſehr ungern die Freiheit der Ortsbenennung, 


die ihnen ein Mittel iſt, die Fiktion vom „polniſchen“ Charakter Oſtdeutſchlands auf: 
rechtzuerhalten. 


und ihre deutſche Nutzanwendung. 


Bei dieſer Gelegenheit iſt es auch nützlich, wieder einmal daran zu erinnern, daß im 
Gebiet des heutigen polniſchen Staates eine Fülle verſchollenen 
deutſchen Ortsnamengutes vorhanden iſt, und daß es ein Akt hiſtoriſcher 
Selbſtbeſinnung wäre, dieſes Namensgut der deutſchen Oeffentlichkeit wieder zu Bewußk⸗ 
ſein zu bringen. Es gibt z. B. im Gebiet des heutigen Korridors zahlreiche, wohl einige 
hundert Dörfer, die in der Zeit der deutſchen Ordensherrſchaft ent 
ſtanden, mit deutſchen Bauern beſetzt und zum größeren Teil auch mit deutſchen Namen 
benannt worden find. Dieſe Namen, die die urſprünglichen Ortsbezeichnungen 
waren, da ja die Dörfer nahezu reſtlos auf bis dahin unbeſiedeltem Lande angelegt 
wurden, ſind unter der ſpäteren polniſchen Herrſchaft (ebenſo wie viele deutſche Familien⸗ 
namen) poloniſiert worden; und die preußiſche Verwaltung hat es in den 
150 Jahren, in denen ſie nach der Befreiung des alten Ordenslandes über das Land 
gebieten konnte, verſäumt, dieſe in Vergeſſenheit geratenen Zeugen einer großen deutſchen 
Vergangenheit wieder zur Geltung zu bringen. An Beiſpielen hierfür iſt kein Mangel: 
Klonowken = Trängenhoff, Kokoſchken = Hennewalde, Skorez — Scho⸗ 
ritz, Pienonſkowo — Pengkau, Jeſchewo — Ge zau, Adlig⸗Dombrowken — Neu 
Schutten, Grutta — Frankenhain, Linowo — Lindenau, Lopatken — 
ln al Szepanken — Dietrihsdorf, Biskupitz — Arnolds⸗ 
wal de uſw. Die preußifche Verwaltung hat ſich darauf beſchränkt, die Schreibart der 
Namen, die ſie bei der Wiedervereinigung Weſtpreußens mit dem Reiche vorfand, ein 
wenig dem deutſchen Sprachgebrauche anzugleichen. Auf die Wiederherſtellung der ur⸗ 
Hinten gen Namen aber hat ſie verzichtet. Die Polen haben daraus in Verſailles ihren 
Nutzen gezogen. 

Aber nicht nur im alten Ordensland, ſondern auch im ganzen übrigen Polen wäre 
mancher deutſche Name, der in den Zeiten der politiſchen Schwäche und des geſchichtsloſen 
Denkens verloren ging, für das deutſche Volk wieder zu einem lebendigen Befige zu machen. 
Wenn man ſich daran erinnert, daß es nur wenige Städte in Polen gibt, die nicht nach 
deutſchem Rechte gegründet wurden und an deren Gründung nicht auch deutſche Bürger, 
meiſt führend, beteiligt waren, wenn man ſich weiter daran erinnert, daß der Deutſche 
Orden und die Hanſe, (von denen unſere Zeit in bezug auf die Hochachtung der deutſchen 
Sprache in fremden Ländern noch manches lernen könnte), die Orte, in denen deutſche 
Bürger ſaßen und mit denen ſie Beziehungen unterhielten, grundſätzlich mit deutſchen 
Namen benannten, dann wird es einem ohne weiteres klar, daß die paar Städtenamen 
Mittel⸗ und Südpolens, deren deutſche Bezeichnungen der deutſchen Oeffentlichkeit heute 
geläufig find, wie Warſchau, Lemberg, Krakau uſw. nur kümmerliche Re ſt e 
einer leichtfertig preisgegebenen geſchichtlichen Ueberlieferung 
ſind. Wer weiß heute noch, daß der Orden nicht Grodno, ſondern Garden, nicht 
Wilna, ſondern Willen, nicht Troki, ſondern Traken geſagt hat! Wer weiß noch, 


143 


daß Lublin einmal Lobelyn hieß! Nur wenige wiſſen, daß Wloclawek, der alte 
Biſchofsſitz an der Weichſel, durch Jahrhunderte als Les lau und das nahegelegene 
Nieszawa als Neſſau allbekannt waren! Und ſelbſt ein in der Geſchichte ſo bedeut⸗ 
ſamer Name wie Auſchwitz ſcheint zugunften von Oswiecim verloren zu gehen. 

Sieht man ſich einmal eine polniſche Landkarte von Weſtgalizien an, dann wird 
man mit einiger Phantaſie in zahlreichen Städtenamen noch die alte, 
urſprüngliche deutſche Namensform durchſchimmernfehen. Nur 
einige Beiſpiele ſollen angeführt werden. Aus Grynberg iſt Grybow, aus Schon⸗ 
bergk Szymbark, aus Roſenberg Roſembark, aus Görlitz Gorlice, aus Pilſen 
Nute aus Friſt at und Freyenſtat Frysztak, aus Schönwald Szynwald, aus 
Kroſſen Krosno, aus Landshut Lancut, aus Bernhau Binarowa, aus Aptau 
Opatow geworden. Die Reihe ließe ſich um zahlreiche andere deutſche Urſprungsnamen 
verlängern. Ulebrigens find all dieſe Namen auch geſchichtlich inſofern intereſſant, als fie 
die Herkunft der deutſchen Ortsgründer aus den damals, im 13. und 14. Jahrhundert, 
bereits eingedeutſchten niederſchleſiſchen Gebieten verraten. Es kommen noch manche 
andere galiziſche Städte hinzu, deren urſprünglicher, deutſcher Name ohne lautliche An⸗ 
lehnung an die deutſche Sprache poloniſtert worden iſt: Kety im alten Herzogtum Auſch⸗ 
witz hat einmal Libenwerde geheißen; Zator in Weſtgalizien hat den deutſchen 
Namen Newenſtat (Neuenſtadt) getragen. Wieliczka, das durch ſeine Salzberg⸗ 
werke weltberühmt geworden iſt, hat in den Jahrhunderten, in denen Krakau eine deutſche 
Stadt war, Groß ⸗Salze, und das benachbarte Bochnia Klein⸗Salze oder 
Salzberk geheißen. Rzeszow iſt einmal als Reichshof deutſcher Grenzort Polens 
gegen Rotreußen geweſen. Neumarkt am Fuße der Hohen Tatra verdient in ſeiner 
deutſchen Namensform (ſtatt Nowy Targ) ebenſo erhalten zu werden, wie kein Anlaß 
beſteht, ſtatt Lentſchitz Leczyca zu ſagen. Oder um einige Pofener Beiſpiele 
zu nennen: Jutroſchin hat einmal den guten deutſchen Namen Morginberg getragen. 
Hohenſalza für Inowraclaw hat ſich behauptet; es lohnt ſich aber, daran zu 
erinnern, daß fein alter deutſcher Name Jung⸗Leslau geweſen iſt. Bei Pleſchen 
gibt es ein Dorf, das heute als Kotlin bekannt iſt; fein alter Name aber ift Keſſel⸗ 
berg geweſen. Das heute zum Poſener Stadtbereich gehörende Winiary iſt einmal 
Weinern genannt worden. Für die Kreisſtadt Schroda hat es den Namen Nie n⸗ 
marche gegeben, u. a. m. 

Außer dieſen deutſchſprachigen Ortsbezeichnungen, deren Wiederbelebung in der 
deutſchen Literatur und z. T. auch im deutſchen Sprachgebrauch, als eine 1 5 
geſchichtlichen Denkens, nicht unmöglich ſein ſollte, gibt es noch eine ganze Reihe 
deutſcher Gebrauchsformen für polniſche Ortsnamen Wie kein 
Anlaß beſteht, ſtart Warſchau Warszawa oder ſtatt Krakau Krakow zu ſagen, fo 
ſollte auch immer darauf geachtet werden, daß in deutſchen Veröffentlichungen nicht 
1 ſondern Petrikau, nicht Czeſtochowa und auch nicht Czenſtochau, ſondern 

ſchenſtoch au, nicht Kamieniec Podolſki, ſondern Podoliſch Kamenz, nicht 
Brzesc nad Bugiem oder Breſt⸗Litowsk ſondern Breſt am Bug oder Litauiſch 
Breſt, nicht Przemyſl ſondern Premiſſel geſchrieben wird. Es iſt auch nicht nötig, 
daß man Luck oder Plock ſchreibt; es iſt zweckmäßiger, dieſe Namen ſo zu ſchreiben, wie 
fie geſprochen werden, nämlich Luz k und Plozk. 


Man ſage nun nicht, das wären Spitzfindigkeiten! Wenn es die Polen durch den 
ganzen Gang ihrer Geſchichte für notwendig und richtig gehalten haben, deutſches 

amensgut zum Verſchwinden zu bringen, wenn ſich polniſche Wiſſenſchaftler die Mühe 
machen, einen Atlas des ganzen oſtelbiſchen Deutſchlands herzuſtellen, der ausſchließlich 
polniſche (ſoll heißen: ſlawiſche) Ortsnamen (zum nicht geringen Teil frei erfundene 
Namen) verzeichnet, dann legt das der deutſchen Seite die Verpflichtung auf, ſich des 
deutſchen Ortsnamensgutes innerhalb der Grenzen des heutigen polniſchen Staates, vor 
allem, aber nicht nur in den abgetrennten Gebieten, pfleglich anzunehmen. Dieſe 
Namen ſind Zeugniſſe einer geſchichtlichen Leiſtung, einer 
ſchöpferiſchen Aktivität des deutſchen Volkes, — im Gegenſatz zu den flawiſchen 
Ortsnamen, die es im Deutſchen Reiche noch gibt, die als Zeugen einer unſchöpferiſchen 
Paffivität fremden Volkstums und einer politiſchen Harmloſigkeit des deutſchen Volkes 
anzuſehen find. Im Gebrauch deutſcher Ortsnamen liegt ein Be⸗ 
kenntnis zur deutſchen Geſchichte, in ihrer Nichtverwendung 
eine Verleugnung deutſcher Leiſtung. Dr. K. 


144 


Ab 1.4.38: Neue Wojewodſchaſtsgrenzen 


Das Geſetz über die Aenderung der Wojewodſchaftsgrenzen, 
das der polniſche Miniſterrat am 19. Februar verabſchiedet hat und das am 1. April 1938 
in Kraft treten ſoll, bedeutet einen tiefen Cingriffindievermaltungsmäßige 
Struktur des polniſchen Staates. Die Leidtragenden des Geſetzes find 
Poſen und Pommerellen. Das Geſetz greift im weſentlichen auf die Vorſchläge zurück, 
die im Jahre 1932 von der amtlichen „Studienkommiſſion zur Vereinfachung des Ver⸗ 
waltungsapparates“ vorgelegt worden find. Wenn dieſes jahrelang zurückgeſtellte Projekt 
jetzt wieder hervorgeholt worden iſt, ſo liegt das ganz auf der Linie der in letzter Zeit 
beſonders ſtark hervortretenden Bemühungen um eine beſchleunigte Nivellie⸗ 
rung der mit einem höheren ſozialen und kulturellen Lebens: 
ſtandard „belafteten“ ehemals reichsdeutſchen Gebiete, alſo auf 
der Linie jener Bemühungen, die man auf polniſcher Seite ebenſo patriotiſch wie kurz⸗ 
ſichtig mit der Notwendigkeit, „die Spuren der Teilungen auslöſchen“ zu müſſen, 
begründet. 

Dur das Geſetz werden die Wojewodſchaften Poſen und Pommerellen neue innere 
Verwaltungsgrenzen erhalten. Und zwar wird Pommerellen von der Wojewod⸗ 
ſchaft Poſen die Kreiſe Wirſitz, Schubin, Bromberg und Hohenſalza 
Ceinfchließlic der Stadtkreiſe Bromberg und Hohenſalza), ſowie von der Wojewodſchaft 
Warſchau die Kreiſe Rypin, Lipno, Neſſau (Nieszawa) und Leslau 
(Wloclawek) erhalten, während es das früher oſtpreußiſche Soldauer Ländchen 
an die Wojewodſchaft Warſchau abgeben muß. Die Wojewodſchaft Pofen 
wird für ihre Landabgabe an Pommerellen mit vier Kreiſen der Lodzer Wojewodſchaft, 
nämlich Konin, Kolo, Kaliſch und Turek, entſchädigt (oder vielmehr geſchädigt). 
Pommerellen wird ſich auf dieſe Weiſe um 9 030 Quadratkilometer auf 25 437 Quadrat⸗ 
kilometer, alſo um 55 v. H. feiner bisherigen Fläche vergrößern. Die Wojewodſchaft 
Poſen dagegen wird nur um 1797 Quadratkilometer auf 28 361 Quadratkilometer an: 
wachſen, d. h. um 7 v. H. ihrer bisherigen Fläche. Pommerellen wächſt nach Süden über 
die Netze und nach Südoſten zu beiden Seiten der kongreßpolniſchen Weichſel, während 
fi) das Schwergewicht der Wojewodſchaft Poſen nach Oſten verlagert. 

Die Einwohnerzahl Pommerellens hat zur Zeit der letzten polniſchen 
Volkszählung von 1931 1 086 300 betragen. Die Poſenſchen Kreiſe, die ihm jetzt 
zugeteilt werden ſollen, haben damals 324 300 und die betreffenden kongreßpolniſchen 
Kreiſe 457 500 Einwohner gehabt. Unter Abzug des an die Wojewodſchaft Warſchau 
fallenden Soldauer Kreiſes (42 900 Einwohner) wird Pommerellen in feiner neuen Grenze 
alſo 1875 200 Einwohner zählen. An dieſem Bevölkerungszuwachs ſind die Städte 
Bromberg mit 120 000, Leslau mit 57 000 und Hohenſalza mit 37 000 Einwohnern 
beteiligt. Die Wojewodſchaft Poſen hat 1931 2144 200 Einwohner gehabt. 
Hiervon foll fie, wie geſagt, 374 300 an Pommerellen abgeben, wofür ihr von Kongreß: 
polen 625 000 Einwohner zuwachſen ſollen. Die Einwohnerzahl der Wojewodſchaft 
wird ſich alſo auf 2 364 900 erhöhen. Hierzu iſt zu bemerken, daß dieſe Zahlen, die 
den Stand von 4931 angeben, bereits überholt find. Die Einwohnerzahlen der Weſt⸗ 
gebiete Polens ſind durch natürlichen Zuwachs und Zuwanderung aus dem Oſten ſeit der 
letzten Volkszählung ganz beträchtlich geſtiegen. Das gilt weniger für das flache Land 
als für die größeren Städte; Bromberg hat in den letzten ſechs Jahren nahezu 10 000 
und Gdingen etwa 60 000 Einwohner gewonnen. 

Der kongreßpolniſche Anteil an der Geſamtbevölkerung der 
Wojewodſchaften wird bei Poſen 27 und bei Pommerellen 24 v. H. betragen. Bedenkt 
man noch, daß ſeit dem Uebergange Poſens und Pommerellens an den polniſchen Staat 
eine ſtändige und ſtarke Zuwanderung landfremder Elemente aus dem 
Oſten ſtattgefunden hat, ſo kann man den Anteil, den die öſtlich der alten deutſcheruſſiſchen 
Grenze beheimatete Bevölkerung zan der Geſamtbevölkerung der erweiterten Wojewod⸗ 
ſchaften ausmachen wird, auf mindeſtens 30, wenn nicht gar 40 v. H. anſetzen. Daß 
das einen fiefen Einfluß auf die geſamte Verwaltungstätigkeit der ehemals reichsdeutſchen 
Gebiete ausüben muß, liegt auf der Hand. 

0 rdeutſche Anteil ander e Wojewodſchaften 
wird fol ge deren Vergrößerung durch die kongreßpolniſchen Kreiſe vermindert; bei 
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Pommerellen ift diefe Sen: 
kung des deutſchen Vom⸗ 


hundertſatzes gering, da NEUE GRENZE — 


vor allem Schubin und 
Wirſitz, aber auch Brom⸗ A 


berg, Hohenſalza und Lip⸗ 
no verhältnismäßig hohe 
deuffche Anteile aufweiſen, 1 = Wirſitz 
ſtärker aber iſt ſie bei a 
Pofen. ommerellen Zn 

erhält 192 den 405 000 e 
Deutſchen, die es bei der 
Volkszählung von 1931 
gehabt hat, mit den nord: 
poſenſchen Kreiſen etwa 
52 000 und mit den kon⸗ 
greßpolniſchen Kreiſen noch 
ungefähr 31 000 weitere 
Deutſche hinzu, wird in 
ſeinen neuen Grenzen 
(unter Berückſichtigung 
des Soldauer Verluſtes) 
alſo etwa 188 000 Deuf: 
ſche umfaſſen. Der Woje⸗ 


6 = Rypin 
wodſchaft Poſen gehen 7 = Lipno 
von den 200 00 Deutſchen, 8 = Reffau 
die fie 1931 gezählt hat, 10 — 5 

8 5 2 11 = in 
mit den nördlichen Kreiſen 11 = Kolo 
etwa 52 000 verloren, 12 = Kaliih 

13 = Ture? 


während fie mit den ihr 
zugeteilten kongreßpolni⸗ 
ſchen Kreiſen etwa 25 000 
andere Deutſche erhält. 8 

Die neue Verwaltungseinteilung vom 1. April 1938 knüpft 
an keine hiſtoriſchen Vorbilder an. Sie läßt ebenſo die Wojewodſchafts⸗ 
einteilung des altpolniſchen Staates außer Acht, wie ſie bewußt die Verwaltungsgliederung 
des preußiſchen und des ruſſiſchen Staates verleugnet. Die politiſche Abſicht, 
die mit der Neueinteilung der Poſener und Pommereller Wojewodſchaftsgrenzen verfolgt 
wird, liegt offen zutage. Sieht man einmal ganz von den Deutſchen der polniſchen 
Weſtwojewodſchaften ab, die ja ohnehin von jedem Einfluß auf die Geſtaltung der 
öffentlichen Verhältniſſe ihrer Heimat ferngehalten werden, ſo läßt es ſich doch leicht 
denken, daß auch das eingeſeſſene polniſche Element Pofens und 
Pommerellens den öſtlichen Zuwachs nur mit erheblichen Vorbehalten zu begrüßen 
geneigt iſt. Wenn auch der Abgeordnete Dudzinſki im Sejm „mit Rührung“ feft: 
geſtellt hat, daß jetzt endlich die Grenzpfähle, „die die Teilungsmächte in den lebenden 
Körper der Republik geſchlagen hätten“, verſchwinden, ſo iſt ſich das einheimiſche polniſche 
Element doch darüber im Klaren, daß das Ziel und die Wirkung der Grenz— 
verſchiebung die verwaltungsmäßige Untergrabung des von 
ihm ſehr tief empfundenen Sonderbewußtſeins der ehemals 
reichsdeutſchen Gebietsteile iſt. Dieſes Sonderbewußtſein hat ſich zur Zeit 
des Ueberganges an den polniſchen Staat gelegentlich bis zur Forderung einer verwaltungs— 
mäßigen Autonomie für Poſen und Pommerellen verdichtet. Wenn dieſer Gedanke, der 
ſozial, wirtſchaftlich und kulturell durchaus begründet iſt, in den führenden Kreiſen des 
Poſener und Pommereller Polentums damals und auch ſpäter nicht wirkſamer verfochten 
worden iſt, ſo hat hieran nicht das Fehlen einer (übrigens nie verhehlten) Antipathie 
gegen die „Volksgenoſſen“ aus dem Oſten die Schuld getragen, ſondern die ch oni [de 
Angſt vor den Deutſchen. Dieſe Angſt ift ſtets größer geweſen als jene Anti⸗ 
pathie. Die Folge davon iſt eine ſich in immer ſchnellerem Tempo vollziehende 6 ſtlich e 
Ueberfremdung Poſens und Pommerellens geweſen. Das eingeſeſſene 
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Polentum wird nun die Geiſter, die es gegen die Deutſchen zu Hilfe rief, nicht mehr los. 
Mit der Beſeitigung der alten Verwaltungsgrenzen werden der Niederwälzung des 
ſozialen, wirtſchaftlichen und kulturellen Lebensſtandards Poſens und ‚Pommerelfeng 
auf das beklagenswerte Niveau Kongreßpolens Türen und Tore geöffnet. Vor allem 
werden die ehemals reichsdeutſchen Gebiete durch die Juden, die in den benachbarten 
kongreßpolniſchen Kreiſen einen recht erheblichen Teil der Bevölkerung bilden, eine ſehr 
vveifelhafte völkiſche „Bereicherung“ erfahren. Man kann es als ſicher annehmen, daß 
ſich die „Neupoſener“ und „Neupommereller“ aus Leslau und Kaliſch in allen öffentlichen 
Angelegenheiten gegenüber den alten Poſener und Pommerellern mit jener Unbekümmert⸗ 
heik um das Wohl der Geſamtheit und mit jener Nichtachtung des überkommenen 
Lebensſtandards durchſetzen werden, die den Emporkömmlingen und Landfremden eigen 
zu ſein pflegt, die die Macht des Staates hinter ſich wiſſen. 


Die Polen in Deuiſchland und ihre Schulen 


Seit Jahren ſpielt der zahlenmäßige Vergleich zwiſchen den deutſchen Schulen in 
Polen und den polniſchen Schulen in Deutſchland in der polniſchen Propaganda eine 
bedeutfame Rolle. Dieſer Vergleich endet in der polniſchen Preſſe jedesmal mit einer 
moraliſchen Verurteilung Deutſchlands, gegen das der Vorwurf der „Behinderung und 
Unterdrückung des polniſchen Schulweſens“ erhoben wird. Es muß von vornherein feſt⸗ 
geſtellt werden, daß für einen ſolchen Vergleich jede brauchbare 
Grundla ge fehlt. Denn weder entſpricht die Behauptung der polniſchen Propa⸗ 
ganda, daß die deutſchen Kinder in Polen hundertprozentig in vollwertigen, eigenvölkiſchen 
Schulen eingeſchult find, der Wahrheit: man braucht nur daran zu erinnern, daß etwa 
zwei Dritte haller ſchulpflichtigen deuſchen Kinder Polens ohne 
deutſchen Unterricht find! Noch ſteht die Behauptung, daß nur ein Bruchteil 
der polniſchen Kinder in Deutſchland die Möglichkeit zum Beſuch polniſcher Schulen habe, 
mit den Tatſachen in Einklang: hierüber ſoll im Folgenden einiges ausgeführt werden. 


Die Legende von den 1% Millionen Polen 


Es ſind von polniſcher Seite „Berechnungen“ angeſtellt worden, denen zufolge in 
Deutſchland nur jedes 30. oder gar nur jedes 100. ſchulpflichtige polniſche Kind eine 
polniſche Schule beſucht. Wie dieſe abſurden Ergebniſſe zuſtande gekommen ſind, iſt ganz 
allgemein politiſch intereſſant: Die „Berechnungen“ gehen nämlich von der Annahme aus, 
ae 125 Deutſchland etwa 4% Millionen Polen und dementſprechend viel Schulkinder 
gibt! Die von polniſcher Seite gemachten Angaben über die zahlenmäßige 
Stärke der polniſchen Volksſplikfer in Deutſchland haben ſich im 
Laufe der letzten Jahre mehrfach geändert. Zuerſt war „nur“ von 1 Million 
die Rede, dann wurde die Zahl auf 1,2 Millionen erhöht; heute ſcheint man ſich auf 
1,5 Millionen geeinigt zu haben, in letzter Zeit iſt aber mehrfach bereits von 2 Millionen 
die Rede geweſen! Wie ſich dieſe 1,5 Millionen angebliche Polen räumlich verteilen, hat 
3. B. der Berliner Berichterſtatter der amtlichen „Gazeta Polska“ am 17. Mai 1935 ver⸗ 
raten: Nach feinen „Berechnungen“ ſoll es in Weſtoberſchleſien 800 000, in Oſtpreußen 
400 000, in Oſtpommern und der Grenzmark Pofen-Weftpreußen 20 000, in Mitteldeutſch⸗ 
ae an Berlin) 100 000 und in Rheinland⸗Weſtfalen 450 000 Polen geben. 

ie es die Polen fertigbringen, derartige abſurde Zahlen aufzustellen, das wird für die 
deutſche Oeffentlichkeit erſt dann verſtändlich, nn fe 5 ie die Polen A ihren 
phantafievollen Schätzungen der fog. „objektiven Merkmale“ bedienen. Das heißt, 
die Polen bezeichnen alle diejenigen, die nach ihrer Meinung „polniſcher Abſtammung“ ſind 
oder ſich der „polnifchen“ Sprache bedienen oder einen polniſch klingenden Namen fragen, 
als Polen bezw. als Menſchen, die „wieder zum Polentum erweckt“, alfo „renationaliſiert 
werden müßten. Nun iſt aber, was nicht oft genug betont werden kann, der Begriff 
der Abſtammung in Gebieten, in denen feit Jahrhunderten artgleiche Völker in 
ſtändiger Miſchung miteinander leben (und das iſt in den preußiſchen Oſtprovinzen der 
Fall), völlig ungeeignet, als völfifhes Trennungsmerkmal zu 
dienen. Es iſt weiter eine Tatſache, die über jeden Zweifel erhaben iſt, daß der Ge⸗ 
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Zum 20. April 


„Ich habe in meinem Leben drei ungewöhnliche Freunde gehabt: In meiner Jugend war 
es die Not, die mich durch meine viele Jahre begleitete. Als der große Krieg zu Ende 
ging, da war es das tiefe Leid über den Zuſammenbruch unſeres Volkes, das mich nun 
erfaßte und meinen Weg vorſchrieb. Seit dem 30. Januar vor vier Jahren habe ich als 
dritten Freund die Sorge kennengelernt, die Sorge für das meiner Führung anvertraute 
Volk und Reich. Sie hat mich ſeitdem nicht mehr verlaſſen und wird mich wohl nun wohl 
begleiten bis an mein Ende.“ 


„Wer ſein Volk liebt, beweiſt es einzig durch die Opfer, die er für dieſes zu bringen 
bereit iſt. Nationalgefühl, das nur auf Gewinn ausgeht, gibt es nicht. Nationalismus, 
der nur Klaſſen umſchließt, gibt es ebenſowenig.“ 


„Die geringe Fruchtbarkeit eines Lebensraumes mag die eine Raſſe zu höchſten Leiſtun⸗ 
gen anfpornen, bei einer anderen wird fie nur die Urſache zu bitterſter Armut und unendlicher 
Unterernährung mit all ihren Folgen. Immer iſt die innere Veranlagung der Völker. 
beſtimmend für die Art der Auswirkung äußerer Einflüſſe. Was bei den einen zum 
Verhungern führt, erzieht die anderen zu harter Arbeit.“ 


„Vergeßt nie, daß das heiligſte Recht auf dieſer Welt das Recht auf Erde iſt, die 
man ſelbſt bebauen will, und das heiligſte Opfer das Blut, das man für dieſe Erde vergießt.“ 


„Welchen Sinn hätte all unſere Arbeit, welchen Sinn die Erhebung der deutſchen 
Nation ohne unſere deutſche Jugend. Wenn ich dieſer geſunden Ingend unſeres Volkes 
gedenke, dann wird mein Glaube an unſere Zukunft zu einer freudigen Gewißheit. Und ich 
empfinde in tiefer Inbrunſt die Bedeutung des einfachen Wortes, das Ulrich von Hutten 
ſchrieb, ehe er zum letzten Male die Feder weglegte: Deutſchland.“ 


Adolf Hitler. 


brauch eines ſlawiſchen Dialektes oder einer ſlawiſchen Haus⸗ 
ſprache in den Oſtgebieten Deutſchlands nicht als ein Beweis für die Zu⸗ 
gehörigkeit zum polniſchen Volkstum angeſprochen werden 
darf. Und daß auch der Familienname über die Volkszugehörig⸗ 
keit feiner Träger keine zwingenden Rückſchlüſſe zuläßt, iſt eine 
Erſcheinung, die durch unzählige gute Deutſche mit polniſchem Namen und durch nicht 
weniger gute Polen mit deutſchen Namen hinreichend belegt wird. 

Es beſteht übrigens Grund zu der Annahme, daß die Urheber der Theſe von den 
„1,5 Millionen Polen in Deutſchland“ fi) über den Phantaſiecharakter ihrer Zahlen 
ſelber keinen Zweifeln hingeben und daß ſie ſich genau darüber im Klaren ſind, daß ſie 
von den Menſchen, als deren Betreuer und Wortführer ſie ſich aufſpielen, mit Entſchieden⸗ 
heit abgelehnt werden. Sie wiſſen z. B. ſehr genau, daß es für jeden Maſuren 
eine perſönliche Beleidigung iſt, wenn man ihn als „Polen“ bezeichnet und daß auch 
die Kaſchuben in Oſtpommern kein polniſcher Volksſplitter find. Das aber iſt 
nicht das Weſentliche. Die Bedeutung der erwähnten Zahl liegt 
für fie in deren politiſch⸗agitatoriſcher Wirkung. Man muß 
ſich in Deutſchland darüber Rechnung ablegen, daß es außenpolitiſch für das 
Reich durchaus nicht gleichgültig iſt, wenn ſich etwa in den weſteuropäiſchen 
Staaten unter dem Einfluß der polniſchen Propaganda die Ueberzeugung feſtſetzt, 
daß zwei Drittel der weſtoberſchleſiſchen Bevölkerung aus Polen beſtehen. Und es iſt 
eine politiſch durchaus ernſt zu nehmende Tatſache, daß der Durchſchnittspole ſchon heute 
von dem Vorhandenſein einer 4% Millionen zählenden polniſchen Bevölkerung in Deutſch⸗ 
land feſt überzeugt iſt. Es iſt dies ein Glaube, an dem ſich ſein politiſcher Wille entzündet 
und ſeine kämpferiſche Leidenſchaft gegen das angeblich „minderheitenfeindliche“ Deutſch⸗ 
land und gegen das Deutſchtum in Polen entfacht. Und letzten Endes ift es die Vor⸗ 
ſtellung von einer angeblich in den deutſchen Oſtprovinzen geſchloſſen ſiedelnden polnifchen 
Volksmaſſe, die den Worten von „den unerlöften Brüdern jenſeiks der Grenze“, die 
Grazinſky und andere Feinde Deutſchlands gebrauchen, ihren reviſioniſtiſchen 
Charakter gibt. Die 1% Millionen fine ein Phantaſieprodukt 
der polniſchen Propaganda, dieſe Propaganda aber iſt eine 
politiſche Realität. 


148 


Die Unhaltbarkeit der polniſchen Zahlenangaben 


Daß und warum die polniſchen Zahlenangaben unhaltbar ſind, iſt bereits dargelegt 
worden. Es gilt nun feſtzuſtellen, wieviel Polen es in Wirklichkeit in 
Deutſchland gibt. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß als Polen nur diejeni⸗ 
gen angeſprochen werden können, die ſich ſelber als Polen be⸗ 
kennen und, wie es umgekehrt die Deutſchen in Polen tun, dieſes Bekenntnis 
auf irgendeine Weiſe, vor allem durch die Zugehörigkeit zu 
polniſchen Volkstumsverbänden, bekunden. Die polniſche Zentral: 
organiſation iſt der Bund der Polen in Deutſchland. Dieſer hat zu Beginn 
der Jahres 1936 folgende Mitgliederzahlen aufweiſen können: 


im Landesverband! (Schleſien ...... 8 000, 
im Landesverband II (Berlin) ...... 7 000, 
im Landesverband III (Rheinland⸗Weſtfalen) 4 300, 
im Landesverband IV (Dſtpreußend .. 2000, 


im Landesverband V (Grenzmark)... 2700. 


Das ſind im ganzen 24 000 Mitglieder. Hinzuzuzählen ſind noch die 6 500 Mitglieder, 
des im rheiniſch-⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiet beſtehenden „Verbandes der gegen⸗ 
feitigen Hilfe“, der in Oppoſition zum Polenbund und deſſen Nebengliederungen 
ſteht. Man kommt ſomit zu einer Geſamtzahl von 3050 Oorganiſatoriſch 
als Polen gekennzeichnete Menſchen. Wobei zu bemerken iſt, daß die 
Familienmitglieder faſt durchweg gleichfalls Mitglieder des Polenbundes und feiner Neben⸗ 
gliederungen, alfo in den obigen Zahlen bereits mitgezählt find. 

Sieht man ſich nach anderen Tatſachen um, die einige Rückſchlüſſe auf die zahlen⸗ 
mäßige Stärke der polniſchen Volksſplitter im Deutſchen Reiche zulaſſen, fo kann man 
fich etwa an die Wahlergebniſſe oder an die Auflagenhöhe der in Deutſchland erſcheinenden 
polniſchen Zeitungen 12 Bei den beiden Reichswahlen des letzten 
S yſtemjahres hat die polniſche Lifte (in den wichtigſten in Frage kommenden 
öſtlichen Wahlkreiſen und im ganzen Staate) folgende Stimmenzahlen aufweiſen können: 


Wahltermin Oſtpreußen Frankfurt a. O. Oppeln Preußen 
Reichstag 31. 7. 32 2 845 4022 14 534 34 970 
Reichstag 6. 14. 32 2 744 4229 12 059 32 813 


Die Auflagenhöhe der polniſchen Tageszeitungen iſt lächerlich gering, 
um fo, geringer, als ein nicht unerheblicher Teil der Auflage ins Ausland geht, vor allem 
natürlich nach Polen. Es erſcheinen der „Mazur“ in Ortelsburg in eiwa 700, die 
„Gazeta Olsztynſka“ in Allenſtein in etwa 820, der „Dziennik Berlinſki“ in Berlin in 
etwa 970, der „Narod“ in Herne in etwa 940 und die „Nowiny Codzienne“ in Oppeln in 
etwa 880 Exemplaren. Keine der polniſchen Tageszeitungen geht über die 1000⸗Grenze 
hinaus. Nur die zentrale Zeitſchrift des Bundes der 6 in Deutſchland, der „Polak 
w Niemczech“, der allerdings einen beſonders großen Teil ſeiner Auflage außerhalb der 
polniſchen Volksſplitter abſetzt, erſcheint in einer dieſe Grenze etwas überſchreitenden Zahl. 
Die geſamte polniſche Preſſe im Deutſchen Reiche zuſammengenommen erreicht nicht im 
entfernteſten die Auflagenhöhe einer der drei in der Stadt Poſen erſcheinenden deutſchen 
Tageszeitungen! Angeſichts folder Zahlen iſt es klar, daß es ſchon 
zu hoch gegriffen ift, wenn man von faſt 100 000 Polen im Deut: 
ſchen Reiche ſpricht. Wenn man auf polniſcher Seite fortfahren ſollte, mit 
den nicht vorhandenen 1% Millionen Propaganda zu machen, müßte man ſich auf deutſcher 
Seite über kurz oder lang dazu entſchließen, durch die Aufftellung eines Nati⸗ 
onal:-Kafafterg der polnifchen Irreführung ein Ende zu machen. 


Die Preußiſche Minderheitsſchulordnung 


Dieſe Richtigſtellung der polniſchen Zahlenangaben wird notwendig, um die Unſinnig⸗ 
keit der polniſchen Behauptungen über die Behinderung und Unterdrückung des polniſchen 
Schulweſens in Deutſchland hervortreten zu laſſen. Deſſen rechtliche Grundlage iſt die 
„Preußiſche Ordnung zur Regelung des polnifhen Minderheits⸗ 
ſchulweſens, vom 31. Dezember 1928. Dieſe „Ordnung“ gibt den Polen in Preußen 
hinſichtlich der Errichtung und Unterhaltung eines eigenvölkiſchen Schulweſens Rechte, 
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wie fie für das mehr als zehnmal ſtärkere und ſozial höherſtehende Deutſchtum in Polen 
nicht im entfernteſten beſtehen. Das geht aus folgender Gegenüberſtellung hervor: Zur 
Errichtung einer polniſchen Privatſchule genügt (nach einer ergänzenden Beſtimmung aus 
dem Jahre 1932) die Anmeldung von fieben Kindern, während für das 
deutſche Schulweſen in Polen eine Norm von 40 Kindern feſtgeſetzt if. Die Ummel⸗ 
dung aus einer deutſchen in eine polniſche Schule kann jederzeit erfolgen und iſt 
nicht, wie es inbezug auf die deutſchen Schulen in Polen der Fall iſt, an die Einhaltung 
einer kurz bemeſſenen und ungünſtig liegenden Anmeldefriſt gebunden. Das polniſche 
Volkstumsbekenntnis darf weder nachgeprüft noch beſtritten 
werden, während in Polen von den deutſchen Erziehungsberechtigten vielfach eine amt⸗ 
liche Beſtätigung der Volkszugehörigkeitserklärung und (in Oſtoberſchleſien) die Ab⸗ 
legung einer Sprachprüfung durch die Kinder verlangt wird. An die privaten pol⸗ 
niſchen Schulen in Deutſchland werden grundſätzlich nicht dieſelben bautechniſchen 
Anforderungen wie an die öffentlichen deutſchen Schulen geſtellt, während in Polen 
ER die ſchikanöſe Handhabung der baupolizeilichen Beſtimmungen als ein Mittel zur 
ehinderung der Errichtung neuer und zur Lahmlegung beſtehender deutſcher Unterrichts⸗ 
anſtalten allgemein und ausgiebig angewandt wird. Wenn in einem Schulverband bis 
zu 20 000 Einwohnern mindeſtens 40, bis zu 50 000 mindeſtens 80 Kinder die polniſche 
Schule beſuchen, werden dieſer ſtaatliche Beihilfen in Höhe von 60 v. H. der 
Beträge gegeben, die zur Beſoldung der vollbeſchäftigten Lehrkräfte notwendig ſind, 
während das private deutſche Schulweſen in Polen keine öffentliche Unterſtützung erhält. 
Der Lehrkörper der polniſchen Minderheitsſchulen ſetzt ſich zum weit überwiegenden 
Teil aus polniſchen Staats angehörigen zufammen, die ihre Ausbildung 
in Polen erhalten haben und deren dort erworbene Lehrbefähigung von den deutſchen 
Stellen ohne Nachprüfung anerkannt wird, wogegen für das Deutſchtum in Polen keine 
derart unbehinderte Ergänzung ſeines Lehrernachwuchſes durch die Zuziehung reichsdeut⸗ 
ſcher Kräfte beſteht. Das Wichtigſte aber iſt, daß die aufgrund der weitherzigen „Ord⸗ 
nung“ von 1928 gegründeten Privatſchulen katſächliche und völkiſch voll⸗ 
wertige polniſche Unterrichtsanſtalten find, während der größere Teil 
der deutſchen Schulen in Polen öffentliche Anſtalten ſind, die nahezu reſtlos pol⸗ 
niſchen Leitern unterſtehen, größtenteils polniſche Lehrkräfte haben und das 
Deutſche vielfach nur noch in einigen Fächern als Unterrichts ſprache benutzen. 


Der Stand des polniſchen Schulweſens 


Auf Grund der „Ordnung“ von 1928, von deren Erlaß man ſich auf deutſcher Seite 
ſeinerzeit in übertriebenem Optimismus eine günſtige Rückwirkung auf die Daſeinsbedin⸗ 
gungen des deutſchen Schulweſens in Polen verſprach, gingen die Polen im Jahre 1929 
an den Ausbau ihres Schulweſens heran. Die rüdfichtsloeg mit materiellen 
Lockungen und moraliſchen Druckmitteln arbeitende Agitation 
der polniſchen Organiſationen hatte zur Folge, daß zunächſt neben einer 
Reihe lebensfähiger Schulen auch einige auf die Dauer nicht zu haltende Zwergſchulen 
entſtanden, die weder den Aufwand lohnten, nach imſtande waren, einen geordneten Un⸗ 
terrichtsbetrieb ſicherzuſtellen. So find einige Schulen, wie die in Bomſt oder in Piaſſutten, 
die von weniger als fieben Kindern beſucht wurden, wieder eingeſtellt worden. Im ganzen 
beſtehen zurzeit 50 polniſche Privatſchulen, die auf der „Ordnung“ von 1928 
beruhen, und zwar 22 in Oſtpreußen, 26 in der Grenzmark Poſen-Weſtpreußen und je 
eine in Oberſchleſien und Oſtpommern. Ueber den Stand des polniſchen Schulweſens 
von Mitte 1936 gibt nachſtehende Uleberſicht Auskunft: 


O ſtpreußen: 

Ort Zahl d. Schüler Gründungsdatum, Ort Zahl d. Schüler Gründungsdatum 
en en Kreis Röſſel: 

ſenſtei n 29 10. 4. 34 2 
Praunswalde L\ 11 15 5 Sone = N 
Slam. nut 8 8. 6.31 Kreis Stuhm: 
Groß⸗Pu rden 13 18. 12. 30 Altmark 18 3. 6.29 
Jommendorf ER 10 12. 8. 30 Groß⸗Mapliz 23 3. 6. 29 

eu⸗Kaletka a 13 10. 2. 29 Honigfelde 15 3. 6. 29 
Neu-Wuttrienen 13 10. 2.29 ERMAEE u et 23. 8.30 
Shane e 7 7. 1.30 Niall D 12 23. 6. 30 

ſchönfelde 14 10. 2. 29 Nikolaikeeen 9 18. 3. 30 
Skaibottenn 11 11. 8. 30 eſtllinnn 32 17. 8.29 
Bemitten . 2 2 200. 1 23. 10. 30 teuß.-Damerau 7 10. 5.39 
Woritten 17 24. 2. 30 adlukeeeꝛen 14 14. 4. 31 
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Grenzmark Poſen-Weſtpreußen: 


Ort Zahl d. Schüler Gründungsdatum Ort Zahl d. Schüler Gründungsdatum 

Kreis Flatow: a le ae EN 2 14. 8. 29 
AſpenaNu 18 . 6. 29 Schwente 9 — 4. 29 
Blankwitt 23 23. 1.30 II} ) un 18 3. 6.29 
Bulhborf .. 2... 135 6. 29 Seefeldee 12 8. 6. 29 

ao 40 e Seen 16 217420 
Flatow⸗Stadtbruch 26 20. 12.29 nn S 5 85 
0 lumen 41 14. 4.29 Stemnid . 2.2.2... 22 8. 6. 29 
Kron Bubig RE LEN 70 7. 6.29 Kreis Meſeritz: 

TEN Ser ea et . . 29 
Keskin 23 1. 4. Groß- Dammer 196 18. 6. 29 
Rönigsdorf BED 22 7. 6. 29 Kreis Bo m ſt: 2 

uge tall 49 6. 6. 29 Groß⸗Poſemukel . 29 8 
Neu⸗Schwente 17 21. 10. 30 Klo t. Bosen e 48 11. 6.29 
Radeon eld 30 8. 6.29 Kram zig 15 1. 5.29 

adawnizg 28 6. 6. 29 Neu⸗Kram zig 101 11. 6.29 

Oſtpommern und Oberſchleſien: 

Ort Zahl d. Schüler Gründungsdatum Ort Zahl d. Schüler Gründungsdatum 

Kreis Bü to w: Kreis Neuſtadt (OS.): 
Bernsdorf 7 1. 4. 30 Grabinnuak 15 30. 6. 31 


Die Hauptſitze des aufgrund der „Ordnung“ von 1928 errichteten polniſchen Privat: 
ſchulweſens ſind alſo die Kreiſe Allenſtein und Stuhm in Oſtpreußen und der Kreis Flatow 
in der Grenzmark Poſen-Weſtpreußen. Die Mehrzahl dieſer Schulen, nämlich 30, find 
im Jahre 1929, alſo bald nach dem Inkrafttreten der „Ordnung“ entſtanden; im Jahre 
1930 ſind dann noch weitere 15 Schulgründungen gefolgt. Damit war der Vorrat an 
polniſchen Kindern nahezu reſtlos erſchöpft; denn ſpäter ſind nur noch 5 Schulen errichtet 
worden, dagegen, wie geſagt, einige, die ſich nicht zu behaupten vermochten, wieder ver: 
ſchwunden. 


Polniſche Volksſchulen aufgrund des Oberſchleſienabkommens 


Außer dieſen aufgrund der „Ordnung“ von 1928 errichteten polniſchen Schulen gibt 
es in Weſtoberſchleſten, ſoweit es zum ehemaligen Abſtimmungsgebiet gehört, noch eine 
Reihe polniſcher Schulen, und zwar 6 private und 10 öffentliche Minderheitsvolksſchulen, 
die aufgrund des am 15. Juli 4937 außer Kraft tretenden Teils III des Genfer Ober⸗ 
ſchleſienabkommens beſtehen. Es handelt ſich dabei nach dem Stande vom 1. Januar 1937 
um folgende Schulen (in Klammern iſt die Kreiszugehörigkeit der Schulorte beigefügt): 

S en lch el n 


chülerzahl Gründungsjahr 9 Ort Schülerzahl Gründungsjahr 

B-Dob: Oppeln eutſch⸗Müllmen (Neuſtadt) 6 1931 
Groben (Opel 8 SEN 21 1175 Gershain (Neuſtadt ) 14 1931 
Klausberg (Beuthen) . . 15 1923 Gruns ruh „Roſenberg) . . 12 1931 
Marksdorf (Ratibor. . 16 1925 Haldengu (Gr. Strehlize) . . 22 1931 
Randsdorf (Beuthen) . 9 1994 immelwitz (Gr.⸗Strehlitz) . 20 1936 
Vogtsdorf (Oppeln) . 8 1925 zendrzin (Gr.⸗Strehlitz ) . . 12 1930 
Private Volksschulen: Winde 00 (Rofenberg 8 1991 

N 5 inde uttentag) . . . . 17 
Brückenort (Roſenberg) . . 20 1930 Wollendolf (Rosenberg 8 1931 


Demnach gibt es in Oſtpreußen 307, in der Grenzmark Pofen-Weftpreußen 4 104, in Oſt⸗ 
pommern 7 und in Weſtoberſchleſien 231 polniſche Date? 12 ſind en 
1 649 Kinder, die 66 polniſche Volksſchulen beſuchen. In der polniſchen Preſſe wird, wenn 
vom polniſchen Schulweſen in Deutſchland die Rede iſt, immer nur von der angeblichen 
Unterdrückung dieſes Schulweſens geſprochen. Tatſächlich liegen die Dinge ganz anders: 
Es gibt eine Reihe von polniſchen Schulen in Deutſchland, 
deren Auflöſung durch die preußiſchen Behörden die Leiter 
des Polenbundes und des Verbandes der polniſchen Schul— 
vereine mit dem größten Vergnügen hinnehmen wür den. Wenn 
fie ſich nicht dazu entſchließen, von ſich aus zur Aufhebung dieſer oder jener lebens⸗ 
unfähigen Schule zu ſchreiten, dann nur deshalb, weil fie ſich davor ſcheuen, ſich mit 
ihrer „Schulpolitik“ und ihrer 1½⸗Millionen⸗Propaganda vor aller Welt zu blamieren. 


Das polniſche Gymnaſium in Beuthen. 


Eine beſonders wichtige Rolle fällt im Rahmen des polniſchen Schulweſens in Deutſch⸗ 
land dem im Jahre 1932 gegründeten polniſchen Privatgymnaſium (einer pri- 
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vaten höheren Schule mit gymnaſialem Lehrplan“) zu. Deſſen Bedeutung hat z. B. die 
„Front Zachodni“ im März 1935 dahin gekennzeichnet: es fei die Aufgabe dieſer Schule, 
eine nationalpolniſche Intelligenz zu erziehen, „deren Schaffung 
als Kaders von Agitatoren und Kämpfern für die polniſche Sache 
eines der grundſätzlichen Bedürfniſſe der polniſchen Bevölkerung in Deutſchland iſt“. 
Denn, fo hat es im November 1932 einmal im Krakauer „Iluſtrowany Kuryer Codzienny“ 
geheißen, „wenn einmal in den Städten und Städtchen (der reichsdeutſchen Oſtgrenz⸗ 
gebiete) an den Stätten der ſozialen Arbeit polniſche Rechtsanwälte, Aerzte und Inge⸗ 
nieure ſtehen werden und wenn ſchließlich ein Nachwuchs junger polniſcher Geiſtlicher 


heranaebildgt. Lein Mir. da map i. li . N i. a, I o aα c K U. Vl . v. Na r e 
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polniſche Gymnaſium wird gegenwärtig von etwa 300 Schülern beſucht, von 
denen über die Hälfte aus Weſtoberſchleſien, etwa ein Viertel aus Oſtpreußen, Oſtpom— 
mern und der Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen ſtammt, während der Reſt von den pol: 
niſchen Volksſplittern in Weſtfalen und Mitteldeutſchland geſtellt wird. Die nahezu 
koſtenloſe Ausbildung, die die Schüler der mit einem Internat verbundenen 
Beuthener Anſtalt genießen, befißt gegenüber den meiſt armen und kinderreichen polniſchen 
(und nicht nur polniſchen !) Familien, die ſehr gern jede Möglichkeit einer wirtſchaftlichen 
Entlaſtung ergreifen, eine nicht zu unterſchätzende werbende Kraft. In Erkenntnis dieſer 
Lage haben die polniſchen Organiſationen die Werbung für ihre Schule, an der, wie an 
den Volksſchulen faſt ausſchließlich ſtaatspolniſche Lehrkräfte wirken, ganz eindeutig unter 
ein materielles Vorzeichen geſtellt. Dasſelbe gilt auch hinſichtlich der Werbung, die die 
polniſchen Organiſationen bereits ſeit längerer Zeit für die beiden weiteren, im Entſtehen 
begriffenen höheren Lehranſtalten, ein Mädchenlyzeum in Ratibor und ein 


Knabengymnaſium in Marienwerder, entfalten. . 


Zuſammenfaſſung. 


Zuſammenfaſſend muß noch einmal folgendes feſtgeſtellt werden: Die Behauptung, 
daß es 1% Millionen Polen in Deutſchland gibt, iſt nichts anderes als eine Agitations⸗ 
theſe, die dazu beſtimmt iſt, einer offenen oder verdeckten reviſioniſtiſchen Propaganda 
zu dienen. Es bedeutet eine bewußte Verdrehung der Tatſachen, wenn dieſe 
Zahl zur Grundlage irgendwelcher Berechnungen über den Grad der ſchuliſchen Verſorgung 
der polniſchen Volksſplitter in Deutſchland gemacht wird. Dieſen Volksſplittern werden 
von deutſcher Seite für die Errichtung und Unterhaltung eigenvölkiſcher Schulen jeden 
Grades erheblich günſtigere Bedingungen als der deutſchen Volksgruppe in 
Polen geboten. Die preußiſche Minderheitenſchulordnung hat den polniſchen Volks⸗ 
ſplittern, ohne durch irgendwelchen katſächlichen Zwang veranlaßt worden zu ſein, in 
entgegenkommendſter Weiſe den Ausbau eines Element ar ſchulweſens ermöglicht. Auf 
dieſem aufbauend, iſt dann wenige Jahre ſpäter der Ausbau eines höheren Schul⸗ 
weſens in Angriff genommen worden. Wenn von der Möglichkeit, Volksſchulen zu er⸗ 
richten, nicht in dem von den Leitern der polniſchen Volksgruppe erwarteten Ausmaße 
Gebrauch gemacht wird, ſo liegt das lediglich daran, daß dieſe Kreiſe von dem Bedürfnis, 
das in Deutſchland für eine polniſche Volksſchule beſteht, eine völlig falſche Vorſtellung 
haben. Und wenn das Verhältnis der ſich zum höheren polniſchen Schulweſen Melden⸗ 
den zu den die polniſchen Volksſchulen Beſuchenden das übliche Maß überſteigt und vor 
allem der ſozialen Struktur der polniſchen Volksſplitter wenig entſpricht, ſo iſt hierfür 
einerſeits die materielle Werbekraft eines nahezu koſtenloſen Ausbildungsganges und 
andererſeits der bei allen öſtlichen Völkern ſeit dem Kriege feſtſtellbare Drang zu „höherer 
Bildung“ verantwortlich zu machen, der eine Ueber produktion an Intelli⸗ 
genz hervorruft, die dazu neigt, ſich zu einem ſozial und politiſch umſtürz⸗ 
leriſchen Element zu entwickeln. Von den maßgebenden Stellen der Polen in 
Deutſchland wird dieſe Entwicklung bewußt und folgerichtig gefördert mit dem zugeſtan⸗ 
denen Ziel, die im nationalpolniſchen Sinne erzogene und geſchulte Intelligenzſchicht als 
Poloniſierungskaders in den öſtlichen Grenzgebieten Deutſchlands zum Einſatz 
zu bringen. Dieſer Tatſache muß von deutſcher Seite beſondere Aufmerkſamkeit zuge⸗ 


wandt werden. 
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Dr. K. 


Der Polenſpiegel 


„Worte der Begrüßung“: Adreſſat nicht zu ermitteln 


An der Unfähigkeit, ſich zu mäßigen, iſt das alte Polen zugrundegegangen. An dieſe 
geſchichtliche Tatſache fühlt man ſich unwillkürlich erinnert, wenn man die Diſziplinloſig⸗ 
keiten polniſcher Amtsperſonen, die Hetzereien polniſcher Zeitungen und die chauviniſtiſchen 
Forderungen polniſcher Organiſationen gegenüber Deutſchland betrachtet. Es iſt nicht 
recht klar, wieſo z. B. eine Kundgebung wie die, die der Weſtverband am 3. April 
in Graudenz veranſtaltet hat, geeignet ſein ſoll, der außenpolitiſchen Feſtigung und 
der e a Beruhigung des polniſchen Staates zu dienen. Das nur als Vor⸗ 
bemerkung. Der Inhalt der auf dieſer Kundgebung gehaltenen Reden, wurde in einer 
Entſchließung zuſammengefaßt, in der u. a. feſtgeſtellt wurde: „Das nichtreali⸗ 
ſierte Recht (!) Polens auf die nichtbefreiten Gebiete (J)“ bleibe in 
feinem ganzen Umfange aufrechterhalten. So wenig wie der Lauf der Weichſel zurück⸗ 
gedämmt werden könne, ſo wenig ließen ſich „die Forderungen und Beſtrebungen der pol⸗ 
niſchen Nation nach einer Vereinigung aller autochthon polniſchen (0, 
bisher unbefreiten (!) Länder in den Grenzen des polniſchen 
Staates“ aufhalten und unterdrücken (2). „Den Landsleuten dort und beſonders in 
Ermland und Maſuren“, hieß es dann wörtlich, „ſenden wir Worte der Begrüßung und 
Zuverſicht (Siehe leberſchrift) und ermuntern fie zum Aushalten bis zum 
Augenblick, wo mit Gottes Hilfe für ſie das Morgenrot der Frei⸗ 
heit leuchtet (“. In dem gleichen Ton waren auch die auf der Kundgebung 
gebrauchten Transparente gehalten. Auf einem z. B. wurde Graudenz als „die künftige 
Haupkſtadt der nicht befreiten Gebiete (h) bezeichnet; auf einem anderen 
wurde die „Rückkehr des Schlochauer Landes in den Schoß der 
Mutter (I)“ gefordert. Ein deutſcher Proteſt veranlaßte die Polniſche Tele⸗ 
graphenagenkur zu der Feſtſtellung, daß „einzelne Teile der Kundgebung“ Akzente 
trugen, „die die öffentliche Ordnung in Polen und in 9 1 5 
in unerwünſchter Weiſe aufreigen können“, und daß „die aggreſſi⸗ 
ven Töne einem Staate gegenüber, mit dem Polen gutnachbarliche Beziehungen pflegt, 
zu der politiſchen Linie der polniſchen Regierung im Widerſpruch ſtehen und daher in 
keinem Fall geduldet werden können“. Zugleich aber wurde in dieſer amtlichen Stellung⸗ 
nahme verſucht, die Graudenzer Kundgebung teils als ein Werk „unverantwortlicher 
Elemente“ und teils als eine Reaktion auf die vom Bund Deutſcher Oſten entfaltete 
Tätigkeit 5 „erklären“! Der „Kurjer Poznanſki“ hat nicht fo ganz Unrecht, wenn er 
in dieſem Zuſammenhange gegen das polniſche Regierungslager den Vorwurf einer 
zwieſpältigen Einſtellung gegenüber Deutſchland erhoben und 
darauf verwieſen bat, daß ſich die offiziell betriebene Annäherungspolitik dieſes Lagers, 
feine „ſchädliche Nachgiebigkeit“ gegenüber Deutſchland, keinesfalls mit den gegen Deutſch⸗ 
land gerichteten Drohungen und Gebietsforderungen vereinbaren laſſe, die von demſelben 
Lager aus „politifcher Prahlſucht“ ausgeſtoßen und aufgeſtellt werden. 


Boykott und Kulturträgererſatz 


Ende vergangenen Jahres wurde vom polniſchen Weſtverband ein „Hauptkomitee zur 
Förderung des polniſchen Handels und Handwerks in Schleſien“ ins eben den: An 
54 größeren Ortſchaften der Wojewodſchaft wurden Lokalausſchüſſe gebildet. In Katto⸗ 
witz, Königshütte und Tarnowitz wurden Verzeichniſſe der polniſchen Kaufleute und 
Handwerker zuſammengeſtellt und verteilt. U. ſ. f. Nach diefen Vorbereitungen trat der 
Weſtverband am 13. März d. J. mit einer Kundgebung vor die Oeffentlichkeit, in der er 
zum Boykott der nichtpolniſchen, alfo der deutſchen Kaufleute 
und Handwerker au frief. Die Bevölkerung wurde aufgefordert, „ihren Bedarf 
ausſchließlich beim polniſchen Kaufmann und Handwerker zu decken, von den Kaufleuten 
und Handwerkern zu verlangen, daß ſie Tafeln aushängen, auf denen ihre Zugehörigkeit 
zu den polniſchen Berufsorganiſationen vermerkt iſt, und zu verlangen, daß in den 
Geſchäften und Werkſtätten ausſchließlich in polniſcher Sprache bedient wird“. In einer 
zehntägigen Propagandaaktion wurde dieſen Forderungen des Weſtperbandes durch Preſſe, 
Flugblätter, Verſammlungen uſw. der entſprechende publiziſtiſche Nachdruck verliehen. In 


153 


dieſem Zuſammenhange fei daran erinnert, daß es der Wo je wode Grazynſki war, 
der im Dezember v. J. auf einer Tagung des Weſtverbandes dieſem die Aufgabe zuwies, 
den Kaufmanns: und Handwerkerſtand ebenſo wie vorher die Schwerinduſtrie zu poloni⸗ 
ſieren, d. h. für die Ausmerzung des deutſchen Elementes auch in dieſem Sektor des oſt⸗ 
oberſchleſiſchen Wirtſchaftslebens zu ſorgen. Das oſtoberſchleſiſche Deutſchtum iſt die 
Antwort auf dieſen neuen Vorſtoß gegen ſeine wirtſchaftlichen Lebensgrundlagen nicht 
ſchuldig geblieben. Es hat ſich zur Wehr geſetzt, indem es durch verſtärkte Werbung die 
völkiſche Verpflichtung der deutſchen Volksangehörigen zur Unterſtützung der deutſchen 
Kaufleute und Handwerker herausgeſtellt hat. Uebrigens haben auch die einheimiſchen 
oſtoberſchleſiſchen Wirtſchaftskreiſe der Aktion des Weſtverbandes nur ein verhältnismäßig 
geringes Intereſſe entgegengebracht. Bemerkenswert iſt, daß dieſe Aktion im weſentlichen 
nicht von den einheimiſchen Kreiſen, ſondern von den zugewanderten Elementen und den 
landfremden Beamten, zu denen ja ſchließlich auch der Wojewode gehört, durchgeführt 
worden iſt. Die einheimiſche Bevölkerung hat zu den reellen deutſchen Kaufleuten immer 
noch ein größeres Vertrauen, als zu den oſtjüdiſchen und ſonſtwie anrüchigen Geſchäfts⸗ 
leuten, die das Syſtem Grazynſki als Kulturträgererſatz aus dem Oſten ein: 
geführt hat. 


„ .. weil er der Jungdeutſchen Partei angehörte“ 


Dem ſeit 1935 arbeitsloſen deutſchen Volksangehörigen Iofef Kubitza in Drei— 
linden im Kreiſe Rybnik wurde Anfang April die weitere Auszahlung der ihm zuſtehen⸗ 
den Unterſtützung von Seiten der Gemeinde verweigert. Der vom 2. April d. J. datierten 
ſchriftlichen Begründung der Unterſtützungsverweigerung, die 
vom Gemeindevorſteher Mrozek unterzeichnet iſt, braucht nichts hinzugefügt zu werden; ſie 
hat folgenden Wortlaut: „Hiermit wird beſcheinigt, daß das hieſige DOrtskomitee des 
Arbeitsfonds Herrn Kubitza, Joſef, geboren am 11. 5. 1906 in Bottrop (Weſtfalen) 
keine Beihilfe aus dem Fonds für die bedürftigſte Bevölkerung 
zuerkennt, weiler der Jungdeutſchen Partei angehört“. Es folgen 
Datum, Unterfchrift und Stempel der Gemeinde. Was hier, wahrſcheinlich in unbeab- 
ſichtigter Ehrlichkeit, ausdrücklich feſtgeſtellt worden iſt, daß nämlich die Zugehörigkeit zu 
einer deutſchen Organiſation der Grund für die Nichtberückſichtigung bei der Verteilung 
öffentlicher Unterſtützungen iſt, gilt auch für die zahlreichen anderen Fälle, die ſich faſt 
täglich ereignet. 

Auf die Straße geſetzt 

Die Fälle der Exiſtenzvernichtung durch die Anwendung des Vor- und 
Wiederkaufsrechtes gegen deutſche Anſiedler in Poſen und Pommes 
rellen dauern weiterhin an. Am 27. März wurde die Anſiedlerwitwe Anna Schüne⸗ 
mann in Mlynary im Kreiſe Kolmar von ihrer 33 Morgen großen Landwirtſchaft 
zwangsweiſe entfernt. Vom Poſener Appellationsgericht war der Wieder kaufspreis für 
das ganze Anweſen auf 1 750,04 Zloty feſtgeſetzt worden. Von dieſem Kaufpreis kamen 
905,87 Zloty für Gerichts- und Exekutionskoſten in Abzug, fo daß der deutſchen Volks⸗ 
genoſſin von ihrem ganzen Beſitz noch 844,17 Zloty blieben! Um das weitere Schickſal 
der Exmittierten, die ohne alle Mittel daſteht, kümmerten ſich die polniſchen Amtsſtellen 
nicht. Es fanden ſich mitleidige Nachbarn, die der vom polniſchen Staat um ihren Beſitz 
betrogenen Frau ein Obdach gewährten. — Von dem gleichen Schickſal wurde der 
Anſiedler Emil Greiſer in Neu Borui im Kreiſe Wollſtein betroffen, der ſeit 1923 
auf feiner 12% Morgen großen Landwirtſchaft ſaß. Am 16. März ſollte er fein Beſitz⸗ 
tum verlaſſen. Da er ſich weigerte, Haus und Hof freiwillig zu räumen, wurde er mit 
ſeinen Möbeln uſw. von Arbeitern, die der Gerichtsvollzieher herangeholt hatte, 
zwangsweiſe auf die Straße geſetzt. Da auch in ſeinem Falle der von 
gerichtswegen feſtgeſetzte Kaufpreis zur Gründung einer neuen Exiſtenz nicht ausreicht, 
iſt Greiſer mit ſeiner Familie auf die interſtitzung ſeiner Volksgenoſſen angewieſen. 

— 2 ů ů ů ů 
„Es gab in jeder Zeit der Menſchengeſchichte Propheten, die über das einzelne Zeit: 
erlebnis hinaus die Urſachen und damit die Zwangsläufigkeit des größeren Geſamt⸗ 


geſchehens zu erkennen vermochten. Glücklich die Völker, in denen ſolche Propheten keine 
Literaten, ſondern Politiker ſind!“ . 
Adolf Hitler 
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Ein ſudetendeutſcher Nationalſozialiſt 


Am 16. April begeht der ehemalige Führer der Deutſchen Nationalſozialiſtiſchen 
Arbeiterpartei in der Tſchecho-Slowakei, Ing. Rudolf Jung, ſeinen 55. Geburtstag. 
Seit 30 Jahren ſteht Jung im politiſchen Kampf. 1907 ſtellte er ſich in Wien in den 
Dienft der Deutſchen Arbeiterpartei Oeſterreichs, aus der ſpäter die DNS AP 
hervorging. 1909 wurde er feiner politiſchen Betätigung wegen nach Reichenberg in 
Böhmen ſtrafverſetzt. So kam er in unmittelbare Verbindung mit der Arbeiterbewegung 
ſeiner ſudetendeutſchen Heimat. Weſentlich unter ſeinem Einfluß machte ſich die Partei 
die Forderung der Aufhebung der veralteten Kronländereinteilung und der Schaffung 
neuer, völkiſch getrennter Selbſtverwaltungsgebiete zu eigen und 
erhielt das Programm der Partei, jene dem Nationalſozialismus vorarbeitende enge 
1 des ſozialen Momentes mit dem nationalen 
Moment. chon vor dem Kriege trat Jung mit der Forderung nach einer vor 
ſozialer Unterdrückung und völkiſcher Uleberfremdung ſichernden Boden rechts- und 
Geldreform auf. 1919 erſchien fein Buch „Der nationale Sozialismus“, 
das, „Hitler und den Seinen“ gewidmet, zum erſten nationalſozialiſtiſchen Schrifttum 
überhaupt gehörte. 

Mit dem Zerfall der Habsburgermonarchie war das Abgeordnetenmandat, das er 
ſeit 1943 im Mähriſchen Landtag innehatte, erledigt. Jung ging nach Deutſch⸗ 
Oeſterreich, wo er bei den Wahlen in die öſterreichiſche Nationalverſammlung als 
Liſtenführer der Nationalſozialiſtiſchen Arbeiterpartei in Salz⸗ 
burg auftrat, kehrte aber bald wieder nach Sudetendeutſchland zurück und wurde 1920 
in das Prager Parlament gewählt. In tauſenden von Verſammlungen, 
nicht nur in Sudetendeutſchland ſelbſt, ſondern auch in allen Teilen des Reiches, kämpfte 
Jung für die ſozialen und völkiſchen Rechte der der Prager Regierungsgewalt aus⸗ 
gelieferten Deutſchen. 1926, als Hans Knirſch nach Amerika ging, um dort für das 
Lebensrecht der Sudetendeutſchen zu werben, wurde Jung ſein Stellvertreter in der 
Führung der DRSAP. 1933, nach der Kataſtrophe der Auflöſung wurde Jung 
verhaftet. Mehrere Monate wurde er im Zuchthaus gehalten. Nach feiner Freilaſſung 
blieb er weiter einer jede politiſche Betätigung ausſchließenden Polizeiaufſicht unterworfen, 
der er ſich im Herbſt 1933 entzog, indem er ins Reich ging, um von dort aus den Kampf 
für die Befreiung Sudetendeutſchlands weiterzuführen. Wieder ſtellte er ſein tiefes Wiſſen, 
ſeine kämpferiſche Energie und ſeine überzeugende Beredſamkeit in den Dienſt ſeiner 

eimat. Als Frucht feiner Arbeit wird binnen kurzem ein Buch erſcheinen unter dem 
Titel „Die Tſchechen. Tauſend Jahre deutſch-tſchechiſcher Kampf“. 


Oſtland⸗Chronik 


„Strafkolonien“ 


Die Strafverſetzung bei Beamten iſt 
durch das neue Dienſtſtrafrecht 
neu geſtaltet worden. Eine der wichtigſten 
Vorſchriften iſt die Beſtimmung, daß jetzt 
im ganzen Reich die Zwangsver⸗ 
ſetzung als Strafe völlig be⸗ 


ienſtſtrafe der Gehaltskürzung 
9 Mit dieſer Regelung har das 
Reich die preußiſchen Beſtimmungen über⸗ 
nonimen, die bereits im Jahre 1932 die 
Dienſtſtrafe der Zwangsverſetzung ab⸗ 
ſchafften und fie durch Gehaltskürzungen 
erſetzten. In einer Erläuterung zu dem 
neuen Dienſtſtrafrecht ſchreibt das Mit⸗ 


An ihrer Stelle iſt die 


glied des Ausſchuſſes für Beamtenrecht, 
Dr. Daniels, u. a.: „Schon ſeit langer Zeit 
wurden gegen die Zweckmäßigkeit der 
Strafverſetzung als Dienſtſtrafe Bedenken 
erhoben, die auf ihre gänzliche Beſeitigung 
binzielten. Die Praxis hat bewieſen, daß 
der Beamte es in zahlreichen Fällen über⸗ 
haupt nicht als Strafe empfand, ſondern 
als willkommene Gelegenheit, den Wohnſitz 
zu wechſeln und damit den Dienſtort zu ver⸗ 
laſſen, in dem er ſich durch ſein Verhalten 
in der Oeffentlichkeit mißliebig, vielleicht 
ſogar unmöglich gemacht hatte. Es er⸗ 
folgten nun viele Strafverſetzungen an 
Orte, die von Beamten im allgemeinen be⸗ 
ſonders wenig begehrt waren und in denen 
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fi) deshalb bereits eine Anzahl Strafver⸗ 
ſetzte befanden. Man ſprach in dieſer Be⸗ 
ziehung geradezu von „Strafkolo⸗ 
nien. Derartige „‚Strafkolo⸗ 
nien' pflegten beſonders in den 
deutſchen Grenzgebieten des 
Oſtens zu entſtehen, für die 
aber aus nationalpolitiſchen 
Gründen gerade die beſten 
Kräfte der Beamtenſchaft gut 
genug find, am allerwenigſten 
aber die ſtrafverſetzten Be: 
amfen.“ 


Neue Induſtrien in Oſtpreußen 


Nachdem Oſtpreußen vor kurzem ſeine 
erſte Druckpapier fabrik in Weh⸗ 
lau erhalten hat, iſt jetzt ein weiteres Ins 
duſtrieunternehmen im Entſtehen. Es 
handelt ſich um eine Tertilfabrif, die 
in der Nähe von Liebſtadt auf dem 
Gelände des Gutes Workallen erbaut 
werden ſoll. Die Arbeiter werden, ſoweit 
ſie verheiratet ſind, in neu zu errichtenden 
Siedlungshäuſern untergebracht. Die Fach⸗ 
arbeiter müſſen zum Teil aus Weſtdeutſch⸗ 
land herangeholt werden. Die Deutſche 
Arbeitsfront plant in Anlehnung an die 
Fabrik die Errichtung einer oſtpreußiſchen 
Textilfachſchule in Liebſtadt. Die 
zur Zeit bereits im Bau befindliche Web⸗ 
anlage ſoll im Herbſt d. J. in Betrieb 
genommen werden. — Auch in Wehlau 
iſt ein neues Induſtriewerk im Entſtehen. 
Dicht neben der dortigen Papierfabrik wird 
zur Zeit eine Margarinefabrik er⸗ 
richtet. Das Werk iſt mit den neueſten 
Maſchinen ausgeſtattet und wird in weni⸗ 
gen Wochen ſeine Arbeit aufnehmen. Bis⸗ 
her beſteht in Oſtpreußen nur eine Marga⸗ 
rinefabrik, und zwar in Königsberg. Das 
Wehlauer Werk iſt der Königsberger Fa⸗ 
brik an Produktionsfähigkeit weit über⸗ 
legen. 


Wirtſchaftsförderung der Grenzgebiete 
Beim Reichswirtſchaftsminiſterium wur⸗ 
de bereits vor einigen Jahren im Zuge 
der Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen eine 
Reichsausgleichsſtelle für öffent- 
liche Aufträge geſchaffen, deren Auf⸗ 
gabe es iſt, öffentliche Aufträge, die etwa 
in einem Gebiete mit verhältnismäßig 
geringer Arbeitsloſigkeit anfallen, tunlichſt 
in andere Gebiete zu vermitteln, denen, wie 
vor allem den Grenzgebieten, bei der Be⸗ 


ſeitigung der Arbeitsloſigkeit größere 
Schwierigkeiten erwachſen. Im ver⸗ 
gangenen Jahre wurde die Reichsaus⸗ 
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gleichsſtelle durch die Errichtung von 
Bezirksausgleichsſtellen für 
öffentliche Aufträge in den 
Grenzgebieten ergänzt. Ulm die zu⸗ 


ſätzliche Arbeitsbeſchaffung für dieſe Gebiete 
noch weiter zu intenſivieren, hat die Reichs⸗ 
wirtſchaftskammer im Einvernehmen mit 
dem Reichswirtſchaftsminiſterium ein 
Grenzwirtſchaftsreferat ge⸗ 
ſchaffen, deſſen Zweck die zuſammenfaſſende 
Bearbeitung aller mit der Grenzwirtſchaft 
zufammenhängenden Fragen fein ſoll. Dieſe 
Stelle foll den Grenzgebieten zuſätz⸗ 
liche Aufträge aus dem Innern des 
Reiches, verſtärkte Kredithilfe 
und ausgleichende Eiſenbahn⸗ 
tarife verſchaffen. Eine ſolche 
Tätigkeit iſt nicht nur wirtſchafts⸗, ſondern 
auch bevölkerungspolitiſch von großer Be⸗ 
deutung. Es hat ſich nämlich gezeigt, daß 
der ſtarke Arbeitseinſ⸗ atz im Innern des 
Reiches bei gleichzeitigem Andauern einer 
gewiſſen Arbeitsloſigkeit in den Grenz⸗ 
gebieten eine wachſende Abwande—⸗ 
rung von Facharbeitern aus 
den Grenzgebieten zur Folge hat. 
Das aber iſt eine Entwicklung, die grenz⸗ 
politiſch im höchſten Maße imerwünſcht iſt. 


Ein deutſches Dorf wurde abgeriſſen 


Für die Brutalität, mit der die polniſche 
Regierung die deutſche Volksgruppe be⸗ 
handelt, bietet das tragiſche Schick⸗ 
ſal der deutſchen Kolonie 
Lidawka bei Luzk in Wolhynien 
ein äußerſt lehrreiches Beiſpiel. Im Jahre 
1873 hatten deutſche Anfiedler die Kolonie 
bon dem damaligen Beſitzer Stola— 
rewſki gepachtet. 1896 wurde der Pacht⸗ 
vertrag mit der neuen Beſitzerin Umno⸗ 
wa erneuert. Der letzte Vertrag wurde 
dann 1912 abgeſchloſſen. 1921 ging das 
Land in den Beſitz des Staates 
über. Die Ulebernahme des Landes in 
eigenen Beſitz wurde den deutſchen Kolo⸗ 
niſten verweigert. Im Herbſt vorigen 
Jahres wurden die Koloniſten gezwungen, 
ihr Ackerland zuräumen. Bis zum 
1. April d. J. mußten ſie dann auch noch 
ihre Wohn⸗ und Wirtſchafts⸗ 
gebäude, die fie überdies noch felber ab⸗ 
reißen mußten, verlaſſen. 20 deutſche 
Familien ſind hier vom polniſchen Staat 
von ihrem Land, das ſie und ihre Vor⸗ 
fahren 64 Jahre hindurch bewirtſchaftet 
und aus unkultiviertem Boden in ertrag⸗ 
reichen Acker verwandelt haben, vertrieben 
und in eine ungewiſſe Zukunft geſtoßen 
worden. 


Deutſche Kunſtausſtellung in Kattowitz⸗ 
Nybnik 
In der Zeit vom A. bis 18. April veran- 

ſtaltet die „Nattowitzer Künſtler⸗ 
gruppe“, die als Arbeitsgemeinſchaft dem 
„Deutſchen Kulturverband für Polniſch⸗ 
Schleſien“ angehört, in Kat to wi tz und 
vom 25. April bis 4. Mai in Rybnik 
eine Ausſtellung ausgewählter Werke 
des vergangenen Jahres. Neben Werken 
der Malerei, der Graphik und des Kunſt⸗ 
gewerbes ſind auch Werke der deutſchen 
Bildhauerkunſt Oſtoberſchleſiens auf dieſer 
Ausſtellung vertreten. 
Die Halbinſel Hela wird befeſtigt 

„Durch Verordnung des polniſchen Mi⸗ 
niſterpräſidenten iſt der weſtliche Teil 
der Halbinſel Hela zum militä⸗ 
riſchen Sperrgebiet erklärt worden. Die 
Errichtung von Bauten, Straßen und 
Wegen, von Kanaliſations⸗, Beleuchtungs⸗, 
Telephon⸗ und Telegraphenanlagen, die An: 
lage von Gräben und Teichen, von Be⸗ 
wäſſerungs⸗ und Entwäſſerungseinrichtun⸗ 
gen ſowie die Durchführung von Forſchun⸗ 
gen uſw. ſind nur noch mit Zuſtimmung der 
Militärbehörden geſtattet. Weiter iſt im 
Sperrgebiet die Vornahme photographi⸗ 
ſcher und topographiſcher Aufnahmen ver⸗ 
boten. Von der Genehmigung durch die 
Militärbehörden ſind weiter abhängig Er⸗ 
werb und Verwaltung, Miete 
und Pacht von Immobilien, 
ſchließlich das Wohnen und Auf⸗ 
enthalt im Sperrgebiet. Den 
Militärbehörden ſtehen auf der weſtlichen 
Halbinſel Hela, die zu einer polniſchen 
Seefeſtung ausgebaut wird, alfo dikta⸗ 
toriſche Vollmachten zu. 


„Ukrainiſche Koſakenbewegung“ 


Erhebliches Aufſehen erregte die Ende 
März veröffentlichte Mitteilung über die 
Auflöſung einer illegalen ukrai⸗ 
niſchen Organiſation, deren Ver⸗ 
breitungsgebiet Wolhynien war. Das 
Ziel dieſer „ÜUkrainiſchen Koſaken⸗ 
bewegung“ ſoll die Vorbereitung eines 
bewaffneten Aufſtandes gegen die polniſche 
Fremdherrſchaft geweſen ſein. 43 führende 
Mitglieder wurden verhaftet. An der 
Spitze der Organiſation ſtand ein gewiſſer 
Woloszyn, ein ehemaliger Oberſt der 
Skoropadſki⸗Truppen. Die Organiſation 
ſoll eng mit den Kreiſen der ukrainiſchen 
Nationaliſten zuſammengearbeitet haben. 
Die Mitteilung vom Vorhandenſein einer 
ſtaatsfeindlichen Organiſation in Wolhynien 
konnte den nicht überrafchen, der die 
Methoden kennt, mit denen die polniſchen 
Regierungskreiſe jede völkiſche Bewegung 
der Ilkrainer in Wolhynien niederzuhalten 
und die Exiſtenz eines bewußten ukrai⸗ 
niſchen Volkstums in dieſem Gebiete einfach 
zu leugnen verſuchen. Die polniſche Ver⸗ 
waltung liegt wie ein dünner Schleier über 
dieſem ukrainiſchen Land. Sie glaubt da⸗ 
durch, daß ſie einige mehr oder weniger 
poloniſierte Angehörige der ſpärlichen 
Schicht ukrainiſcher Intellektueller an ſich 
herangezogen hat, die Führung der ukrai⸗ 
niſchen Bevölkerung in Händen zu haben. 
Tatſächlich aber ſteht ſie mit der breiten 
Maſſe dieſer Bevölkerung in keinem Kon⸗ 
takt; tatſächlich läßt ſie den volksbewußten 
Elementen des wohlhyniſchen Ukrainer⸗ 
tums keine andere Wahl, als 
die: in Oppoſition zum Staate 
zu treten. 


Bücher über den Oſten 


Verhängnisvolle Liebe. Roman von Sof⸗ 
ja Nalkowska. Aus dem Polniſchen über⸗ 
ſetzt von A. von Guttry. arion von 
Schröder Verlag, Hamburg 1937. 278 Seiten. 
Preis Leinen 5,80 RM. — Sofja Nalkowska 
gehört als einzige Frau der Polniſchen Literatur: 
akademie an. Der vorliegende Roman, das erſte 
ihrer Werke, das ins Deutſche überſetzt worden 
iſt, iſt mit dem polniſchen Staatspreis ausge- 
zeichnet worden. Die Handlung des Romans 
ſpielt in einer Stadt in der Nähe der ſowje⸗ 
tiſchen Grenze, vermutlich in Nowogrodek. Die 
Charaktere der Menſchen werden ‚mehr kritiſch 
beobachtet, als von innen heraus erklärt und 
entwickelt. Eine Frau, die keinen anderen 
Wunſch zu kennen ſcheint, als in ſtiller Zurück⸗ 


gezogenheit ihrem, im Leben nicht recht voran: 
gekommenen Manne zu leben, und ein Mann, 
deſſen leidenſchaftliche und finſtere Liebe die Ehe 
mit einer umſchwärmten Frau unerſchütterlich zu 
tragen ſcheint, ſie dann aber um ſo tiefer zer⸗ 
ſtört, ſind die beiden, den Knoten der Handlung 
ſchürzenden Perfonen. Die Handlung ſelber 
aber iſt — wenigſtens für einen deutſchen Leſer 
— das weniger Wichtige an dieſem Roman; 
ſie läuft aus, ohne die Spannung zu löſen, ſo 
daß man den Eindruck hat, daß ſie noch einmal, 
aber mit vertauſchten Rollen, anlaufen könnte. 
In die Handlung hineinverwoben iſt eine, mit⸗ 
unter leicht ironiſche Schilderung des polniſchen 
Geſellſchaftslebens, wie es ſich im weißruſſiſchen 
Gebiete Polens zwiſchen den Städten und Guts⸗ 
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höfen abſpielt. Das Thema dieſer Milieu— 
ſchilderung iſt die Verdrängung der alten adligen 
Gutsbeſitzerfamilien aus ihrer geſellſchaftlich 
maßgebenden Stellung durch jene echten oder 
geſpielten Revolutionäre, die ſich um die Wieder⸗ 
errichtung des polniſchen Staates wirklich oder 
angeblich verdient gemacht haben. In dieſer 
Milieuſchilderung finden die anderen Perſonen, 
die abfeits von der eigentlichen Handlung ſtehen, 
die alte Gräfin, ihr Sohn und deſſen amerifani- 
ſche Frau, der Abgeordnete, die verſchiedenen 
Beamten und Offiziere, die Vertreter der jungen 
Generation uſw. ihren Platz. Dieſer Teil des 
Romanes iſt es, der das Ganze auch für einen 
deutſchen Leſer beachtenswert macht. Dr. K. 

Der Zobel und die Fee. Jagdroman von 
Joſef Weyßenhoff. (Aus dem Pol⸗ 
niſchen übertragen von Jean Paul d' Arde⸗ 
ſchah). Eſſener Verlagsanſtalt, Eſſen 1937. 
400 Seiten. Preis Ganzleinen 5,30 RM. — 
Der Verfaſſer entftammt einer polonifierten 
deutſchen Familie. Der Roman, deſſen ganze 
Handlung in einzelne Jagdszenen eingeſpannt 
iſt, ſpielt im litauiſchen Gebiet zwiſchen Kauen 
und Wilna. Den Hintergrund der Handlung 
bildet die zwiſchen dunklen Wäldern, ſtillen 
Seen und weiten Feldern wechſelnde Landſchaft. 
Im Mittelgrund ſpielt ſich das Leben zwiſchen 
litauiſchem Bauernhof und polniſchem Edelſitz 
ab. Und im Vordergrund ſtehen die Geſtalten 
des polniſchen Studenten Michael und ſeines 
Freundes Stanislaw, ſowie der litauiſchen 
Bauerntochter Anielka und des Hofmädchens 
Warſchulka. Der Roman gibt eine idealiſierte 
Darſtellung des polniſch-litauiſchen Verhältniſſes, 
wie es, patriarchaliſch und freundnachbarlich, 
lange vor dem Weltkriege einmal geweſen fein 
ſoll und heute unwiederbringlich dahin iſt. Das 
Polentum iſt in der Hauptſache durch männliche 
Geſtalten, das Litauertum faſt ausſchließlich 
durch junge Mädchen vertreten. Das ergibt in 
der Handlung, die immer wieder zu dem Grund⸗ 
motiv der Jagd zurückführt, eine doppelte 
Spannung, die ſich in einem Fall in der Ehe 
des „demokratiſch“ geſinnten Herrn Stanislaw 
mit einem litauiſchen Bauernmädchen und im 
anderen Falle im Verzicht des jungen Guts⸗ 
herrn und Studenten Michael auf das litauiſche 
Hofmädchen löſt. In der Wertung der Charak⸗ 
tere läßt ſich eine bemerkenswerte Abſtufung 
feftftellen: Die Polen erſcheinen als die tradi— 
tionell zu Herren des Landes beſtimmten Per- 
ſonen, hin und wieder durch ein wenig, vor⸗ 
ſichtig angebrachte Selbſtkritik in ihrem Glanze 
getrübt. Die Litauer ſind freigiebig mit allen 
Eigenſchaften gezeichnet, die den Polen, an ihnen, 
vor allen an ihren Frauen, angenehm ſind. Wo 
einmal ein Ruſſe erſcheint, wird er als tölpel: 
haft und verlogen an den Rand gezeichnet. 
Und wo ein deutſcher Name auftritt, verfehlt 
der Verfaſſer nicht, ſich über die ſchulmeiſterliche 
Korrektheit und ſeeliſche Schwungloſigkeit ſeines 
Trägers luſtig zu machen. (Ob und inwieweit 
etwa in der deutſchen Ausgabe dieſes Romans 


Kürzungen oder Aenderungen vorgenommen 
worden ſind, iſt bisher noch nicht nachgeprüft 
worden.) Dr. K. 
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Volkskunde und Siedlungsgeſchichte Alt⸗ 
preußens. Von Heinrich Harmjanz. 
Junker und Dünnhaupt Verlag, Berlin 1936. 
75 Seiten. Preis broſch. 2,30 RM. — Harm⸗ 
janz gibt noch einmal, in kritiſcher Sichtung der 
umfangreichen Literatur, einen knappen Abriß 
der Siedlungsgeſchichte des von den alten 
Pruzzen befiedelten Gebietes, alſo des bis zur 
mittleren Memel, zur Wislok⸗Narew⸗Linie und 
zur Drewenz⸗Weichſel⸗Linie reichenden Landes. 
Er ſtreift die Rolle der Oſtgoten, deren Reſte 
ſich bis zum 6. Jahrhundert zwiſchen Paſſarge 
und Weichſel gehalten haben, verweiſt auf die 
Spuren der Wikinger und Dänen, die ſich vor 
allem im Samland feſtſtellen laſſen, und be⸗ 
handelt dann kurz die volkskundlichen Merk⸗ 
male von Sprache, Volkskunſt, Dorfform, Ge- 
höftanlage und Haus. Im zweiten Teil ver: 
ſucht Harmjanz, eine möglichſt genaue Grenz⸗ 
umreißung der altpreußiſchen Landfchaften 
(Pomefanien, Pogeſanien, Saſſen, Warmien, 
Samland, Natangen, Barten, Culmer Land, 
Galindien, Nadrauen, Schalauen und Sudauen) 
zu geben. Er kommt dabei zu dem Ergebnis. 
daß die von Töppen, Engel, Weiſe und Hoff: 
mann-Hurtig gezeichneten Karten weſentliche 
Fehler aufweiſen. Die von Harmjanz gezeichnete 
und dem Buch im Anhang beigefügte Karte der 
altpreußiſchen Landſchaften dürfte die zuver⸗ 
läſſigſte kartenmäßige Darſtellung der hier be: 
handelten Frage ſein. Dr. K. 

Die oberſchleſiſchen Induſtriearbeiter von 
1740—1886. Von Karl Franzke. Verlag 
Priebatſch's Buchhandlung, Breslau 1936. 
(Schriften des Oſteuropa-Inſtitutes in Bres⸗ 
lau, Neue Reihe, Heft 4). 128 Seiten. 
— Der Oberſchleſier Franzke hat es ſich zum 
Ziel geſetzt, einen Beitrag zum pfychologiſchen 


Verſtändnis des oberſchleſiſchen Induſtrie⸗ 
arbeiters zu geben. Er beginnt ſeine Betrach⸗ 
tung mit dem Ulebergang des Landes an 


Preußen, alſo mit der Zeit, in der, auf den 
ſpärlichen Reſten des Bleierz- und Silberberg⸗ 
baus und der Raſeneiſenſtein⸗ und Galmei⸗ 
grabung fußend, die neuzeitliche induſtrielle und 
bergbauliche Entwicklung Oberſchleſiens einſetzt, 
und ſchließt ab mit dem Jahre, in dem ſich mit 
einem neuen Kurs in der preußiſchen Polen— 
politik die Folgen der polniſchen Wühlarbeit 
in Oberſchleſien deutlich bemerkbar zu machen 
begannen. Franzke betrachtet die Arbeitsbe⸗ 
dingungen in der oberſchleſiſchen Induſtrie, die 
rechtliche und ſozialpolitiſche Lage der Berg: und 
Induſtriearbeiter, das Arbeiterwohnungsweſen, 
die Lohnverhältniſſe und das Bildungsweſen und 
verſucht dann, die Wirkungen, die die Wand⸗ 
lungen der wirtſchaftlich⸗ſozialen Struktur des 
Landes auf den einheimiſchen Menſchen ausgeübt 
hat, darzuſtellen. Dieſer tiefgreifende Wandel vom 
Robotmann zum Induſtriearbeiter, der ſich in 
Oberſchleſien unter beſonders eigenartigen Be⸗ 
dingungen vollzogen hat, hätte eine noch ein⸗ 
gehendere Darſtellung verdient, als Franzke ſie 
gibt. In ſeinen Schlußkapiteln kommt der Ver⸗ 
faſſer auf den Beginn der nationalpoluiſchen 
Arbeit in Oberſchleſien zu ſprechen. Er be⸗ 
ſtätigt hier die bekannte Erſcheinung, daß die 


polniſche Arbeit in Oberſchleſien ihren Urſprung 
nicht im Lande ſelbſt gehabt hat, ſondern von 
Poſen her importiert worden iſt, und die weitere 
typiſche Erſcheinung, daß die polniſche Arbeit 
in Oberſchleſien nicht unter nationalpolniſcher 
Parole betrieben worden iſt, ſondern nur dank 
einer ſkrupelloſen Ausnutzung und Verſchärfung 
Eonfeffioneller und ſozialer Spannungen zu 
ihren Erfolgen zu gelangen vermocht hat. Im 
ganzen iſt die Arbeit eine nützliche und abge⸗ 
rundete Darſtellung eines ſonſt in der Literatur 
weit zerſplitterten Problems. Dr. K 
Aus der Geſchichte von Schulitz und den um⸗ 
liegenden Dörfern. Von ilipp Rudolf. 
Verlag der Hiſtoriſchen Geſellſchaft für Poſen, 
Poſen 1936. 192 Seiten. Preis Gegenwert 
von 8 Zloty. — Der Verfaſſer der vorliegenden 
Arbeit iſt der Schriftleiter der „Deutſchen 
Schulzeitung in Polen“. Er hat mit ihr einen 
wertvollen Beitrag zur Deutſchtumsforſchung 
des Poſener Landes geliefert. lleber Schulitz 
und die „Holländerdörfer“ ſeiner Umgebung hat 
es bisher keine zuſammenfaſſende Darſtellung 
gegeben. Für die ältere Zeit, alſo die Zeit vor 
dem llebergange des Landes an Preußen im 
Jahre 1772, hat Rudolf aus Kirchenbüchern 
uſw. viel neues Material zu Tage gefördert. 
Das kleine Weichſelſtädtchen, das im Jahre 1325 
Magdeburger Recht erhalten hat, hat damals 
ſicherlich auch deutſche Bürger gehabt. Von 
dieſem älteſten Deutſchtum iſt jedoch nichts übrig 
geblieben. Um 1720 jedenfalls iſt Schulitz rein 
polniſch geweſen; es hat damals freilich nur 
23 (!) Bürger gehabt. Dann aber hat es von 
neuem deutſchen Zuzug erhalten, ſo daß die Ein⸗ 
wohnerſchaft der Stadt nach 1750 zu mehr als 
einem Viertel aus Deutſchen beſtand. Rein 
deutſch dagegen ſind von Anfang an die zumeiſt 
um 1000 gegründeten Holländerdörfer der Schu⸗ 
litzer Umgebung geweſen. Schon vorher — ſeit 
1260 — haben deutſche Koloniften in dieſer 
Gegend geſeſſen. Und die Dörfer haben ſich 
bis zum Uebergange an Preußen auch deutſch 
und evangeliſch erhalten. Im ganzen Schulitzer 
Gebiet, einſchließlich der Stadt, hat das 
Deutſchtum im Jahre 1772 über vier Fünftel der 
Bevölkerung ausgemacht, und zu Ende des Welt⸗ 
krieges gar weit mehr als 90 v. H. Rudolf 
verfolgt die Geſchichte der Stadt und der um: 
liegenden Dörfer vom 13. Jahrhundert, aus dem 
die erſten Nachrichten z. B. über die Dörfer 
Langenau und Otteraue vorliegen, bis heute. 
Auch dieſe, forgfältig alles erreichbare Urkunden: 
heranziehende Arbeit beweiſt von 
das, was nicht oft genug wiederholt 
den kann: daß das Deutſchtum kein Bevölke⸗ 
2885 t iſt, das erſt mit Hilfe des preußi⸗ 
rungselemen „ein das durch Verſailles vom 
ſchen Staates 1 Gebiet hineingepumpt wor⸗ 
Reiche i sich vielmehr das Deurſchtum dort 
den it 5 955 dem Zerfall des polniſchen 
ſchon lange Lebens⸗ und Heimatrecht durch 
Staates Jein beit erworben und geſichert hatte, 
ſchöpferiſche Ar der deutſche Bevölferungsanteil 
noch mehr: daß de ur Zeit der ſogenannten 
i a höher war, als felbft von 
deutſcher Seite bisher angenommen wurde. Der 


material 
neuem, 


eigentlichen Darſtellung ſind zwei Anhänge bei⸗ 
gefügt, von denen der erſte alle in den Tauf⸗ 
regiſtern von 1664 bis 1772 feſtgeſtellten 
deutſchen Koloniſtennamen enthält, während 
der zweite Anhang die Namen der 1935 zur 
Kirchenſteuer veranlagten Gemeindemitglieder 
des evangeliſchen Schulitzer Kirchſpiels ver⸗ 
zeichnet. Ein Vergleich der beiden Negiſter, die 
faſt 60 Seiten umfaffen, läßt mühelos die Alt- 
eingeſeſſenheit der heute noch in Schulitz und 
Umgebung ſitzenden Deutſchen erkennen. Zu der 
Bedeutung, die die Arbeit in bezug auf die 
Deutſchtumsgeſchichte der Schulitzer Gegend 
beſitzt, kommt alſo noch ihre familiengeſchichtliche 
Bedeutung hinzu. 12 Bildtafeln geben alte Ulr⸗ 
kunden ſowie Stadt⸗ und Landſchaftsbilder 
wieder. Dr. K. 

Deutſches Grenzland. Jahrbuch des Inſti⸗ 
tuts für Grenz⸗ und Auslandsſtudien. Heraus⸗ 
gegeben von Max Hildebert Böhm und 
Karl C. von Loeſch. Deutſche Buchver⸗ 
triebsſtelle, Berlin 1937. 132 Seiten, davon 
32 Seiten Bilder. — Das gut ausgeſtattete 
Buch enthält Einzelbeiträge verſchiedener Ver⸗ 
faſſer. Max Hildebert B Eh m ſpricht über das 
Werden der deutſchen Volkstumskunde von 
Jahn und Riehl bis zur Gegenwart; die Volks⸗ 
tumskunde will, fo ſagt Böhm, „die ſpezialiſierte 
Einzelforſchung nicht erſetzen und überflüffig 
machen, ſie ſetzt dieſe Forſchung vielmehr vor⸗ 
aus, übernimmt einen großen Teil ihrer Ergeb⸗ 
niſſe und fügt ſie wieder zu einem Geſamtbild 
deutſchen Volkstums zuſammen“. Hans Har m⸗ 
ſen gibt einen ſtatiſtiſchen Ueberblick über die 
biologiſche Lebenskraft der europäiſchen Völker. 
Loeſch behandelt in intereſſanten Ausführun⸗ 
gen die Herausbildung der franzöſiſchen Sprache, 
die ſich mit Hilfe des Staates über den heute 
als franzöſiſch bezeichneten Raum, einer volki⸗ 
ſchen und raſſiſchen Vielheit, ausgebreitet hat. 
Friedrich Roß ſpricht über die verkehrspolitiſche 
Lage Oſtpreußens, insbeſondere das durch den 
Korridor aufgeworfene Verkehrsproblem. Alfred 
Petrau gibt einen lleberblick über die Ent: 
wicklung der Häfen von Danzig und Gdingen 
(bis einſchließlich 1935). Kurt Witt erläutert 
die völkiſchen Probleme, die ſich im Mähriſch⸗ 
Oſtrauer Gebiet aus dem Zuſammentreffen 
dreier Volkstümer, des deutſchen, polniſchen und 
tſchechiſchen, ergeben. Guſtav Adolf von 

etnitz charakteriſiert die Italiener als ein 
landfremdes Element im Kanaltal, der ſtrate⸗ 
giſch wichtigen Einbruchsſtelle nach Kärnten ſo⸗ 
wohl wie ins Gavetal; er macht dabei ſehr auf⸗ 
ſchlußreiche Bemerkungen über das Verhältnis 
zwiſchen Italienern und Furlanern. Otto⸗Al⸗ 
brecht Js bert ſchließlich ſucht das Völker: 
gewirr des Donau⸗Theiß⸗Winkels zu entwirren 
und die durch die politiſchen Umwälzungen her⸗ 
vorgerufenen volkspolitiſchen Entwicklungsten⸗ 
denzen feſtzuhalten. heodor rentrup 
macht einige Bemerkungen über die Erforſchung 
des katholiſchen Auslanddeutſchtums. Im we⸗ 
fentlihen iſt das Buch alſo der Frage der 
„Völkerdreiecke“ gewidmet, deren Erforſchung 
die vielſeitigſten und aufſchlußreichſten volks⸗ 
politiſchen Erkenntniſſe vermittelt. Dr. K. 
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Der Kronprinzenprozeß. Friedrich und Katte. 
Von Carl Hinrichs. Hanſeatiſche Verlags⸗ 
anſtalt, Hamburg 1936. 200 Seiten. Preis 
kartoniert 5,80 RM. Leinen 6,30 RM. — 
Der Konflikt zwiſchen Friedrich Wilhelm von 
Preußen und dem Kronprinzen Friedrich iſt eine 
der welthiſtoriſch bedeutendſten und menſchlich 
ergreifendſten Thronfolgerkonflikte, die die Ge⸗ 
ſchichte der europäiſchen Fürſtenhäuſer kennt 
und an denen auch die Geſchichte des Hauſes 
Hohenzollern nicht arm iſt. Dieſer Konflikt be⸗ 
deutete für die Zukunft des damaligen preußi⸗ 
ſchen Staates nicht weniger als heute der 
Kampf um die Erziehung und Führung der 
Jugend eines ganzen Volkes. In dieſem Kon⸗ 
flikt wurde Friedrich zum Preußen. Es lohnt 
ſich daher, ihn in all' ſeinen Einzelheiten kennen 
zu lernen. Carl Hinrichs hat in ſeinem Buche, 
dem er eine in den Zuſammenhang einführende 
Einleitung vorausgeſchickt hat, die wichtigſten 
Akten des durch den Fluchtverſuch des Kron⸗ 
prinzen ausgelöſten Prozeſſes zuſammengeſtellt: 
Sie umfaſſen den Zeitraum vom 12. Auguſt bis 
zum 29. November 1730, alfo die Zeit vom 
erſten Verhör des Kronprinzen bis zur erſten 
Lockerung ſeiner Küſtriner Haft nach der Hin⸗ 
richtung Kattes. Die Vernehmungsprotokolle, 
die Anweiſungen und Befehle des Königs, die 
Briefe Kattes und Friedrichs, die Voten des 
Kriegsgerichtes und die Berichte der Offiziere 
und Paſtoren, denen der gefangene Kronprinz 
anvertraut worden war, geben einen tiefen Ein⸗ 
blick in dieſe für Preußen und Deutſchland ent⸗ 
ſcheidende Zeitſpanne und in die von unbe⸗ 
dingtem Gehorſam, rückſichtsloſer Geradheit, 
harter Sparſamkeit und tiefer proteſtantiſcher 
Gläubigkeit getragene Welt Friedrich Wil⸗ 
helms J. Das Buch von Hinrichs bringt viel 
neues, bisher unveröffentlichtes Material. 

Dr. K 

Friedrich der Große und ſein Miniſter. Von 
Walter von Molo. Das Heft enthält 
drei Erzählungen: das Zuſammentreffen Frie⸗ 
drichs des Großen mit ſeinem Bruder und ſeinem 
Miniſter Graf Finckenſtein, die ihn nach der 
Plünderung Berlins durch die Ruſſen um die 
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Beendigung des Krieges bitten (es handelt ſich 
um einen Auszug aus dem bekannten Fride⸗ 
rikus⸗Roman Molos); eine Kabinettsſitzung nach 
der Beſetzung Preußens durch die Heere 
Napoleons, in der Freiherr vom Stein zur 
Fortſetzung des Krieges und zur Durchführung 
politiſcher Reformen im Innern rät; und eine 
Szene aus der letzten Zeit vor Beginn des 
Befreiungskriege. — Schwänke und Geſchichten 
vom alten 6160 Den Inhalt des Heftes 
bilden zehn Geſchichten, eine kleine Auswahl 
aus der Fülle von Erzählungen, in denen die 
Geſtalt des Königs im Volke lebt. — Bauern⸗ 
ſage vom Alten Fritz. Von Joſef Wink⸗ 
ler. Dieſe Sage iſt ein Ausſchnitt aus dem 
Buche Winklers „Der Alte Fritz“. Sie zeigt 
den König als Soldaten⸗ und Landesvater, der 
ſich auch um die kleinſten Dinge ſelber kümmert 
und auf ſeinen häufigen Reiſen überall in ſeinem 
Staate nach dem Rechten ſieht. — Im Dienſte 
Friedrichs des Großen. Von Willibald 
Alexis. Dieſe Erzählung aus dem Jahre 
1760 iſt dem Roman von Alexis „Cabanis“ ent⸗ 
nommen. — Die vier Hefte ſind im Verlag von 
Julius Beltz, Langenſalza, erſchienen. Umfang 
40 bis 48 Seiten. Preis gebunden 0,63 RM., 
broſchiert 0,27 RM. 

Thorner Heimatbund. Jahrbuch 1937. Be- 
arbeitet von Paul Kollmann. 44 Seiten. 
— Das Jahrbuch iſt vom Thorner Heimatbund 
in Berlin herausgegeben. Es bringt einen inter⸗ 
eſſanten Beitrag über das Thorner Stadt⸗ 
wappen, der Klarheit in gewiſſe Widerſprüche 
bringt, die ſich in dieſer Frage ergeben hatten. 
Den Hauptteil nimmt eine Zuſammenſtellung 
ein, die die jeweils mit wenigen Sätzen um⸗ 
riſſenen Lebensläufe Thorner Landsleute bringt. 
Es folgt eine ebenſo knappe Ueberſicht über das 
Schickſal der deutſchen Regimenter, die bis zum 
Umſturz in Thorn in Garniſon gelegen haben. 
Weiter enthält das Heft die Lebensdaten des 
Jahrgangs 1900 der Thorner Gymnaſial⸗ und 
Realabiturienten und eine Zuſammenſtellung 
derjenigen ehemaligen Thorner, die nach ihrer 
Verdrängung aus der alten Heimat geſtorben 
ſind. 5 
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